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Die ingirekten Steuern.

Die indirekten Steuern ſind keine Erfindung der Neuzeit;
ſchon in früheren Jahrhunderten benutzte der Abſolutismus
dieſe Methode, die lieben Untertanen zugunſten ſeines Staats
ſäckels zu ſchröpfen. Aber erſt die moderne Entwicklung des
Kapitalismus hat die indirekte Beſteuerung in ein vollendetes
Syſtem gebracht. Denn einerſeits ſind die Staatsausgaben
durch den Jmperialismus rieſig gewachſen, andererſeits iſt die
Unterdrückung der Volksmaſſfe durch eine kleine herrſchende
CKque zum offenen Regierungsſyſtem geworden, worin die
ffchwere Beſteuerung der Maſſen nur ein ſelbſtverſtändliches
Glied bildet. Nirgends tritt der Zuſammenhang zwiſchen
Militarismus und indirekten Steuern ſo klar hervor als in
Deutſchland und nirgends wirken ſie daher ſo aufreizend.
Durch die unvollkommene Einheit des Reiches werden einer
ſeits alle Kultur- und Verwaltungsausgaben, andererſeits die
direkten Beſitzſteuern als ein Monopol der Einzelſtaaten be
trachtet, und das Reichsbudget zeigt an der einen Seite faſt
nur Rüſtungsausgaben, an der anderen Seite faſt nur Ein
mahmen aus Zöllen und Verbrauchsſteuern. Zuſammen ſind
ſie aus kleinen Anfängen zu der ungeheuren Summe von mehr
als anderthalb Millionen geſtiegen. Während in anderen
Ländern die Einnahmen aus direkten und indirekten Steuern
in einen einzigen großen Säckel fließen, woraus die Ausgaben
aller Art eines modernen Staates bezahlt werden, kann die
Volksmaſſe hier in Deutſchland genau ſehen, für welche Zwecke
ſie eigentlich ſo erdrückend belaſtet wird.

Der äußeren Form nach unterſchieden ſich direkte und in-
Direkte Steuern nur nach der Art ihrer Erhebung. Und dieſer
äußere Schein bietet daher einen ſchönen Vorwand, die in
direkten Steuern zu verteidigen. Für die direkte Steuer kommt
der Steuerfiskus in unſer Haus, fordert Aufklärung über

und Vermögensverhältniſſe, ſteckt ſeine Naſe überall
hinein und dann muß man fkuchend und widerwillig die fauer
werdienten Goldſtücke ſelbſt noch ins Steueramt tragen. Wie
viel angenehmer laſſen ſich dagegen die Verbrauchsſteuern
zahlen! Man kauft Brot, Fleiſch, Kaffee, Zigarren, Bier, man
bezahlt die Ware und ohne daß man es bemerkt oder ahnt,
vat man in dem Preis die Steuer mit entrichtet. Daher ſagte
Bigmarck auch 1875 im Reichstag: „Jch halte die direkten
Steuern für einen harten und plumpen Notbehelf. Jch er-
kläre mich von Haus aus weſentlich für Aufbringung aller
Mittel nach Möglichkeit durch indirekte Steuern. Was auch
theoretiſch dagegen geſagt werden mag, faktiſch iſt, daß man
ſie weniger fühlt.“ Man kann es Bismarck, der nach den Mit
teiinngen v. Gerlachs ähnlich wie die Junker es noch immer
machen ſein Einkommen dem Fiskus viel zu niedrig anzu
geben pflegte, gewiß nicht verdenken, daß er eine aufrichtige
Abneigung gegen die „plumpen und rohen“ Einmiſchungen
des Steuerbeamten in ſeine privaten Einkommenverhältniſſe
empfand. Seine Behauptung jedoch, daß man die Verbrauchs-
ſtenern nicht fühli, iſt völlig falſch. Seine Verteidigung der
indirekten Steuern iſt im Grunde eine Verteidigung der
Taſchenſpielerei, die ja auch alles andere als roh und plump
iſt. Wenn uns ein Taſchendieb die Börſe nimmt, bemerken
wir es auch nicht unmittelbar, aber einmal zu Hauſe, fühlen
wir es nur zu gut, daß wir ärmer geworden ſind. So ſind
auch die indirekten Steuern, ihrer vielgeprieſenen Form nach,
nur eine Taſchendieberei geſetzlicher Natur. Und ihrem Weſen
mach find ſie ein Diebſtahl, der an den großen armen Volks
maſſen verübt wird.
Der Form nach werden ſie von irgend einem Bedürfnis,
z. B. dem des Verkehrs, erhoben. Daher ſteht ihnen nicht
Brutal und offen an der Stirn geſchrieben, daß ſie die Maſſen
velaſten ſollen. Es gibt auch Verbrauchsſteuern, die einen
Luxusartikel der Reichen beſteuern. Aber dieſe dienen nur
Zur Augenblendung; ſie bringen wenig ein was beſagt eine
Schaumweinſteuer von 5 Millionen gegen eine Bierſteuer, die
mehr als 100 Millionen einbringt! Das kommt nicht daher,
daß die Reichen weniger verbrauchen, ſondern ihr Verbrauch
verteilt ſich über ſo tauſendfach verſchiedenartige Artikel, daß
er mit einzelnen Verbrauchsſteuern kaum zu faſſen iſt; das
wäre nur durch eine allgemeine Aufwand- oder eine Ein-
kommenſteuer möglich. Bei der Volksmaſſe konzentriert ſich
der Verbrauch auf einzelne wichtige Nahrungs- und Genuß-
mittel; nur die Beſteuerung dieſer Maſſenkonſumartikel kann
die großen Geldſummen einbringen, die der Staat braucht;
aber dadurch drückt ſie auch dieſe Maſſen mit zerſchmetternder
Wucht und drückt ſie durch die Verteuerung der notwendigſten
Lebensmittel ihre Lebenshaltung tief herunter.

Die Brutalität dieſes Steuerſyſtems denn einmal er
kannt, wirkt es ähnlich dem Taſchendiebſtahl wie eine brutale
Roheit wird in Deutſchland noch dadurch erhöht, daß zu der
Schröpfung zugunſten des Staates noch die Erpreſſung im
Intereſſe privater Taſchen hinzukommt. Am offenſten iſt das
der Fall bei den Schutzzöllen; hier war ja von Anfang an der
Schutz der „Jnduſtrie“ und der „Landwirtſchaft“, d. h. der
Schutz der Börſe von Junker und Kapitaliſt Hauptſache und
die Staatseinnahmen aus den Zöllen Nebenſache. Aber je mehr
man ſich an dieſe Beraubung der Maſſen zugunſten privater
Befitzenden gewöhnte, ſie als einen hohen Staatszweck prokla
mierte und von „erworbenen Rechten“ redete, um ſo ſcham-
lofer wurde dieſes Syſtem auch auf die indirekten Steuern
ausgedehnt. Die Liebesgabe an die Schnapsjunker, die ſich
als Reſultat einer ſchlau ausgeklügelten Kontingentierung der

F

eingetroffen.

Produktion ergab, war das erſte Beiſpiel. Nachher kamen die
Prämien für die Zuckerinduſtriellen, und nachdem dieſe fallen
mußten, wurde entweder ein weit über die Steuer hinaus-
gehender Zollſatz oder eine Kontingierung der Produktion
durch Steuerbegünſtigung der bisherigen Produzenten zu
einem vom Staate dargebotenen Mittel, die Maſſe der Ver-
braucher über den Steuerſatz hinaus zu belaſten. Wurm be-
rechnet in ſeiner vorzüglichen Schrift über die Finanzgeſchichte
des Deutſchen Reiches, daß in dieſer Weiſe zu den 1877 Mil-
lionen für das Reich noch mehr als 2300 Millionen für private
Kapitaliſten kommen, alles durch die Volksmaſſen in Ver-
brauchsſteuern aufgebracht.

Zur Verteidigung dieſer Beſteuerung wird oft angeführt, ſie
treffe nur den Luxus der Maſſen. Bier, Zigarren, Schnaps
kann man entbehren; wer nicht will, braucht die Steuer nicht
zu zahlen, und wo der Luxus zugleich ein volksſchädigendes
Laſter iſt, wie bei dem Schnaps, iſt eine Steuer, die den Kon-
ſum eindämmt, ſogar ein Segen. Für den Schnaps iſt dieſe
Argumentation hinfällig; als Produkt des geſellſchaftlichen
Elends läßt ſein Verbrauch ſich durch Verſteuerung gar nicht
verringern, und nur eine ſtarke moraliſche Kraft, wie die des
ſozialdemokratiſchen Boykotts, war imſtande, dieſe Volkspeſt
etwas zurückzudrängen. Allerdings liegt für andere Luxus-
artikel, die nicht eine ſo leidenſchaftliche Begierde auslöſen,
etwas wahres in der Bemerkung, daß man die Steuer nicht zu
bezahlen braucht, wenn man nicht will. Aber in dieſer Wahr-
heit liegt zugleich die ſchärfſte Kritik des ganzen Syſtems der
indirekten Steuern.

Mögen wir die Verbrauchsſteuern auch in erſter Linie als
eine volksfeindliche Beſteuerung der armen Volksklaſſen, als
eine Schmähung des zum Leben eben ausreichenden Lohnes
bekämpfen, ſo bilden ſie durch ihre weiteren Wirkungen auch
für bürgerliche Steuerpolitiker ein bedenkliches, unrationelles,
widerſinniges Steuerſyſtem. Denn die Verteuerung, die eine
Folge der Beſteuerung iſt, führt bei Waren, die man einiger

maßen entbehren kann, zur Einſchränkung des Verbrauchs,
zum Konſumrückgang ja ſogar bei notwendigen Lebens-
mitteln findet dieſe Einſchränkung ſtatt; ſeitdem das Getreide
im Preiſe immer mehr ſteigt, ſinkt der Verbrauch pro Kopf,
eſſen die Menſchen ſich alſo weniger ſatt. Aber auch bei an-
deren Waren iſt das ein Uebel; denn aus allen dieſen ſoge-
nannten Luxusartikeln der Arbeiter wozu der Bourgeois
gern alles außer Schwarzbrot und Kartoffeln rechnen
möchte ſetzen ſich die kleinen Annehmlichkeiten, Bequem-
lichkeiten, Kultur- und Geiſtesbedürfniſſe zuſammen, ohne
welche das Leben nichts als eine freudenloſe, öde Quälerei
wäre. Und dieſe werden durch die Beſteuerung den Volks-
klaſſen immer ſchwerer zugänglich gemacht!

Aber dadurch ſinkt zugleich die Einnahme der Steuer unter
den erhofften Betrag herab. Und darin liegt die Leidens-
geſchichte der nie endenden deutſchen „Finanzreform“, wie die
jedesmaligen Steuerraubzüge beſchönigend genannt werden.
Dem Staatsſekretär Stengel wurden 1906 Steuern zu einem
Betrage von 172 Millionen bewilligt; im nächſten Jahre brach-
ten ſie nur 112 Millionen ein, das Loch blieb ungeſtopft. Der
ſchwarzblaue Block bewilligte 500 Millionen neue Steuern
nach den letzten Ergebniſſen ſcheint nicht viel mehr als ein paar
hundert Millionen herauszukommen. Das Gleichgewicht
zwiſchen Bedarf und Deckung iſt noch immer nicht da; ein
neuer Steuerraubzug wird nach den Wahlen kommen, darauf
können die Wähler ſich ſchon gefaßt machen! Jmmer kräftiger
wird die Steuerſchraube angeſetzt, aber dadurch geht immer
mehr der Verbrauch zurück und ſtatt einer Geſundung der
Finanzen, die mit indirekten Steuern unmöglich zu verwirk-
lichen iſt, erreicht man nichts anderes, als daß die immer
höher beſteuerten Waren dem Verbrauch immer mehr geſperrt
werden. Das iſt der innere Widerſinn des indirekten Steuer-
weſens.

Und dann kommt ſchließlich noch als weiteres Uebel die große
Arbeitsloſigkeit hinzu, die dieſer Konſumrückgang in vielen Jn-
duſtrien, namentlich in der Tabakinduſtrie gebracht hat.
Ramenloſes Elend wird über Tauſende von Arbeitern gebracht,
ganze Jnduſtrien werden lahmgelegt. Die verſchiedenſten Ge
brauchsartikel werden den Maſſen ſchwer zugänglich gemacht,
ohne daß das Ziel erreicht wird, dem Staale genügende Ein-
nahmen zu ſichern. Das ſind die Wirkungen der indirekten
Steuern; das alles nehmen die bürgerlichen Parteien lieber in
Kauf, als daß ſie den Mehrwert der Befſitzenden für die ſteigen-
den Ausgaben des Jmperialismus in Anſpruch nehmen.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 19. Juni 1911.

„Nun erſt recht nicht!“
Das ſoll die Loſung der Junker im preußiſchen Wahl-

rechtskampfe ſein. Unter der Ueberſchrift Neue Wahl-
rechtsagitation in Preußen bemerkt die Deutſche Tageszeitung,
es ſei nach dem „Rückzuge der Regierung“ in der elſaß-
lothringiſchen Wahlrechtsfrage von Anfang zu erwarten ge-
weſen, daß die Agitation gegen das preußiſche Wahlrecht wieder
mit verſtärkter Kraft einſetzen würde. Das ſei auch pünktlich

Das Blatt weiſt darauf hin, daß das Berliner
Tageblatt die Fortſchrittliche Volkspartei des Abgeordneten
hauſes aufforderte, auf baldigſte Beratung ihres Jnitiativ-
antrages zur preußiſchen Wahlrechtsfrage zu dringen, weiſt
auch auf den Aufruf in der ſozialdemokratiſchen Preſſe hin und

fährt dann fort: „Wir glauben kaum, daß die Regierung Luſt
haben könnte, dieſen liebenswürdigen Aufforderungen Aende
rung des preußiſchen Wahlrechts Folge zu leiſten.“ Jn der
Stellungnahme der verſchiedenen Parteien zur elſaß-lothringi
ſchen Wahlrechtsfrage ſei eine Bindung für ihre Haltung gegen
das preußiſche Wahlrecht in keiner Weiſe gegeben. Die Deutſche
Tageszeitung iſt vielmehr überzeugt, „d aß, nachdem jener
höchſt bedenkliche demokratiſierende Schritt:
für die Reichslandeerfolgtiſt, die volle und un-
verkürzte Erhaltung der anti demokratiſchen
Gewichte in Preußen erſt recht eine unbe-
dingte Stagatsnot wendigkeit nicht nur für den
führenden Bundesſtaat, ſondern für das geſamte Reich iſt.“-
Höchſt bedauerlich bleibe es freilich unter allen Umſtänden, daß
die Regierung ſelber die Demokratie mit ihrem Rückzuge für
ElſaßLothringen ein Schlagwort an die Hand gegeben habe,
das bei den Maſſen mit ihrer politiſchen Unlogik allerdings eine
ſtarke Wirkung haben müſſe. Unlogiſch bleibe es aber darum
nicht weniger, daß aus einem demokratiſchen Zugeſtändniſſe in
den Reichslanden die Notwendigkeit einer Demokratiſierung
ſogar noch des größten Bundesſtagates gefolgert werde.

Dieſe „Unlogik“ der Maſſen werden wir gehörig auszunutzen
haben, auf das „nun erſt recht nicht“ der Junker, wird zu ge
gebhener Zeit das Nun erſt recht! des Volkes geſprochen wer
den. Die Preußen kriegen es endlich ſatt, ſchlechter als die
Elſäſſer behandelt zu werden.

Dreiklaſſen- und Herrenhaus.
Die rheiniſche Landgemeindeordnung beſchäftigte das Drei

klaſſenhaus am Sonnabend. Von den Rednern verſchiedener
Parteien wurde hervorgehoben, daß die ganze „Reform“ nur
ein Stückwerk ſei, das nur die Notwendigkeit einer wirklichen
Reform erſt recht beweiſe. Vom Zentrum und dem Freiſinn
wurde die Einführung wenigſtens der geheimen Wahl zum
Gemeinderat beantragt. Wo nämlich, wie im Rheinland, das
Zentrum ſelbſt den Terrorismus des nationalliberalen Unter-
nehmertums empfinden muß, da wird es demokratiſch und
radikall!l Energiſch forderte Gen. Hirſch die Demokrati-
ſierung des Wahlrechts, wobei er es an einer Kennzeichnung
der Nichtswürdigkeit des Dreiklaſſenſyſtems, dieſes Palla-
diums preußiſcher Eigenart, nicht fehlen ließ. Unſer Redner
forderte auch die vom ſog. Herrenhauſe geſtrichene und von der
Abgeordnetenhauskommiſſion nur teilweiſe wieder hergeſtellte
Oeffentlichkeit der Gemeinderatsſitzungen und er wandte fich
mit Recht gegen einen freiſinnigen Antrag, der vom Frauen
wahlrecht ſpricht, aber nur das Damenwahlrecht will.

Zur Abſtimmung über das Wahlrecht kam os noch nicht, da
ſich bei einem Hammelſprung die Beſchlußunfähigkeit des
Hauſes herausſtellte. Montag geht die Beratung weiter.

Die Konſervativen haben am Sonnabend eine Jnter-
pellation eingebracht, in der ſie die Staatsregierung fragen,
was ſie tun wolle, um die Gefahr der Verſchleppung der Maul
und Klauenſeuche durch die Manöver zu bekämpfen.

Das ſogenannte Herrenhaus beriet in einer langen
Sitzung über das Großberliner Zweckverbandsgeſetz. Es kam
zu einem gang intereſſanten Rededuell zwiſchen den Ober
bürgermeiſtern von Berlin und Charlottenburg, den Herren
Kirſchner und Schuſtehrus, wobei dieſer nicht unterließ, dem
über die Behandlung Berlins in der Eingemeindungsfrage
klagenden Berliner Kollegen kräftig vorzuhalten, wie Berlin
immer nur die Vororte der Beſitzenden haben, ſich aber die
Arbeiterſtädte des Nordens und Oſtens ſtets vom Leibe halten
wollte. Der Miniſter des Jnnern wiederholte natürkich, daß
eine Antaſtung der Selbſtverwaltung nicht beabſichtigt ſei. Sr
konnte aber die Vermutung nicht entkräften, daß der Zweck
verband nur das erſte Stadium einer Provinz GroßBerlin
ſein ſoll, in der natürlich nur ernannte Beamte den Willen
der Regierung und der Krone auszuführen haben werden.

en

Politiſches von der Juſtiz.
Jn Breslau hat der berüchtigte Erpreſſungsparagraph

wieder einmal eine aufſehenerregende Rolle gegen org ani
ſierte Arbeiter geſpielt. Augeklagt waren vier Stukka
teure, die als Mitglieder einer Kommiſſion mit der dortigen
Firma Simlinger u. Gohde wegen Zurücknahme einer Maß
regelung verhandelt hatten. Als die Firma ſich nicht dazu ver
ſtehen wollte, den gemaßregelten Kollegen wieder einzuſtellen,
ſoll die Kommiſſion dem Unternehmer Simlinger gegenüber
erklärt haben, daß ſich dann die übrigen Arbeiter der Firma
nit dem Gemaßregelten ſolidariſch erklären und die Arbeit

niederlegen würden. Darin ſah das Gericht „Erpreſſung“ und
verurteilte drei der Angeklagten zu Gefängnisſtrafen
von zwei Monaten, ſechs Wochen und vier Wochen.

Wie das Gericht zu einem ſolchen Urteil gekommen iſt, ließ
die Begründung des Landgerichtsdirektors Janske erkennen, der
folgendes erklärte:

Die Machtſtellung der organiſierten Arbeiterſchaft wird
vielfach dazu ausgenützt, die Freiheit der Mitbürger zu be
ſchränken. So könne bei den kleinen Handels und Gewerbe
treibenden von einem freien Wahlrecht keine
Rede mehr ſein, weil ſolche Leute, die gegen den Willen
der ſozialdemokratiſchen Arbeiterſchaft wählen, von dieſer
boyfoltiert werden. Jeder freie Wille werde dadurch ge
brochen, der Rechtsſtaat in einen Staat der
Willkür verwandelt. Ein ſolches Vorgehen muß als ge-



meingefährlich angeſehen werden, und all dieſe Momente
ſind auch bei der Urteilsfindung mit berückſichtigt worden.

Hier haben wir einen klaſſiſchen Fall, wie die Politik zum
Begründen ungeheuerlich harter Urteile herangezogen wird in
Fällen, die mit Wahlen und Politik nicht das geringſte
ga tun haben. Die Arbeiterklaſſe kennt ja dieſe „Politik“ der
Juſtiz aus Hunderten von Urteilen und weiß, daß dieſe Art
Gerechtigteitspflege aus dem Charakter des Staates als
HKlafſenſtagt zu erklären iſt. Deshalb kämpft ſie grund-
ſötzlich gegen dies Syſtem, wobei ſie freilich von eben derſelben
Juſtiz wieder gezüchtigt wird. Wurde doch gerade von der
Breslauer Strafkammer der Genoſſe Löbe zu einem Jahre
Gefängnis verurteilt, weil er einen Aufruf gegen das
ſchmachvolle Dreiklaſſenwahlrecht veröffentlicht hattel

Die Hanſabündler anf dem Rückzuge.
Die durch die zum Teil recht ungnädigen Beſprechungen in

z konſervativen Preſſe augenſcheinlich beſtürzten Hanſa-
ündler beeilen ſich. hanſabunds-tapfer zum Rückmarſch zu

blaſen und gewiſſe Wendungen, die der Hanſabunds-
tagung ein charalteriſtiſches Gevräge gaben nach Möglichkeit
abzuſchwächen. Am Sonnabend veröffentlichte der Hanſabund
eine Erklärung durch die Rießers Attacke gegen den ſchwarz-
blauen Bloc weſentlich abgeſchwächt wird. Zur Frage der
Stichwahlparole habe Rießer allerdings erklärt, der Hanſcrbund
könne keine Stichwahlparolen ausgeben. Am Sonnabend wird
dieſe Erklärung dahin erweitert, daß der Bund aber auch nie
mals die Sozialdemokratie fördern und unterſtützen könne.
Weiter wird es als eine Unwahrheit erkläct, daß Rirßer die
„Sammlung gegen die Sozialdemokratie als eine Sammlung
aller rückſtandigen Elemente“ bezeichnet habe; er habe vielmehr
ausdrücklich geſagt, daß ſich „hinter den Hnliſſen und ganz in
der Stille die Sammlung gegen die Sozialdemokratie mehr und
mehr in eine Verſammlung aller bodenſtändigen und rügkſtän-
digen Elemente gegen das vorwärtsſirebende Bürgertum ve
wandelt habe. Es iſt richtig, daß Rießer das in dieſer Form
ausgeſprochen hbat, aber in einem Zuſammenhange, in dem der
Satz nicht ſo janmmervoll ſchwäöchtich klang.

Die „nervöſe Angſt vor ſeiner eigenen
Hanſabundspr Candent vrachy 10 t l HLanſgoundslager e
reits eine bedenkliche 8 npohe erreicht harren

169 000 Mk. für fünf Stunden?
An der jüngſten Sitzung der Stadtverordnetenverſammlung

in HKöln teilte der Lberbürgermeiſter Wallraf als „erfreu-
lich mit, daß die für den Beſuch Wilhelm s II. am
22. Mai in Köln ausgeworfenen 190 099 Mark „nicht ganz“
verbraucht worden ſeien, dank der Mitiwirkung anderer Be-
hörden (Eiſenbahn- und Poſtverwaltung) und der Bürger-
ſchaft. Jn der Tat wird die Sumtmne, die für den nur fünf-
ſtündigen Veſuch Wilhelms II. in der rbeiniſchen Metro-
pole vergeudet worden iſt, nicht allzuweit von einer Viertel-
million wegbleiben. Bemerkenswert iſt zunächſt die Tatſache,
daß die Stadtverordneten von vornberein die ungeheure
d. d r v m M 57 W 4 3Summe von 109000 Markt für den kurzen Beſuch bereitgeſrelt

d 74 5 r.haben, und ebenſo kennzeichnend iſt es daß der Oberbürger-

9 2 v t I tmeiſter es noch als ein Verdi t der Stad erwaitung be-
trachtet, daß es ihr inſolge der auch von den Stagtsbehörden
verbrauchten großen Beträge nicht gelungen iſt, den ganzen
Betrag zu verpulvern. Gerade die Stadt Köln hätte beſon-
deren Anlaß, ſich ſolcher wahnwitzigen Geldverſchleuderung
szuſſchämen, da ſie im verfloſſenen Winter unter dem Vor-
wand: die bewilligten Mittel ſind ausgegangen, den
Lungenkranken monatelang die bis dahin ge-
währte Milch entzog

Eine Denkſchrift über Radbod.
Die Bergbauverwaltung arbeitet eine Denkſchriſt über den

Hergang des Unglücks auf Gruhe Radhod aus. Die Denkſchrift
ſoll demnächſt erſcheinen. Was über den Inhalt bekannt wird,
dürfte den Radbodherren ſehr angenehm ſein, denn die Denk-
ſchrift beſt reitet die Wahrſcheinlichkeit einer Exploſion
durch Kohlenſtauh. Bei Kohlenſtauberploſionen bildeten ſich
in der Regel Koksberde, und ſolche Herde ſeien bisher nur in
ſſehr geringem Maße worden. Kommt kleine

t würde natürlich auch die

Kleines Feuilleton.
Gegen den neneren Reklameunfug

dricht ſich in den Süddeutſchen Monatsheften Friedreich Huch
ehr entſchieden aus: Plakat und Reklamezeichnung haben in

unſerer S einen Aufſchwung genommen. Erſte Künſtler
ſtellen ſich in den Dienſt großer Firmen, und was ſie leiſten,
erſtrebt oder erreicht oft vornehme Vollendung. Sie ſind ſach-
lich und bleiben im Vorſtellungsrahmen deſſen, was dargeſtellt
werden ſoll. Neben dieſer Art aber macht ſich in der letzten
Zet immer aufdringlicher, lärmender eine andere breit, deren

iele, prinzipiell geſprochen, lauten: alle feſtſtehenden, hiſtori-
r ſymboliſchen, künſtleriſchen Dinge, Erſcheinungen, Per-
önlichkeiten ſich durch den Witz ihren Zwecken dienſtbar zu

machen. Ein paar Beiſpiele: Eine Likörfabrik lieferte folgende
Reklamezeichnung: Ein Bataillon Flaſchen, die in Reih und
Glied ſtehen, vor ihnen Friedrich der Große, der die Parade
abnimmt. Ein anderes: Parcifal, zu Pferd, die Hände im Ge-
bet gefaltet, erblickt die Gralsburg. Sie tſt gebildet aus Henkel-
trockenflaſchen. Ein drittes: Ayoll von Belvedere hält im aus-
geſtreckten Arm ein Sektglas, mit dem er der Venus von Milo
uproſtet, die mit jämmerlich verzerrtem Geſicht auf ihremVoſament ſteht. Da ſie bekanntlich ohne Arme iſt, kann ſie

nicht mittrinken. Dies Bild trägt die Unterſchrift: Venus in
Tantalusqualen. Die Beiſpiele ließen ſich leicht vermehren,
wenn man dazu die Luſt hätte. Das tief Gemeine dieſer
Plakatpfſychologie liegt auf der Hand. Jhre Möglich-
keiten ſind grenzenlos; es gibt kaum eine Erſcheinung, vor der
ſie Halt zu machen braucht, im Gegenteil: Je ehrwürdiger,
heiliger der Stoff, um ſo „wirkungsvoller“ der Wigtz, der immer
alles wieder auf die platteſte Plattheit bezieht. Man ſage nicht,
daß dies alles ja niemandem ſchade. Es ſchadet auch Beethoven
nicht, wenn man ſeine Geſichtsmaske als Mittelſtück der Um
rahmung eines Varietéplakates nimmt (wie es das Deutſche
Theater in München tut), es ſchadet auch dem lieben Gott nicht,
wenn eine Zündholzfabrik das Symbol der Dreieinigkeit mit
ſeinem Auge darin als Schutzmarke führt (was ebenfalls ge-
ſchieht), aber dergleichen Dinge ſind gröbſter Unfug gegen das
'Empfinden des Volkes, und vollends unſlätige Beläſtigung,
wenn wie in den vorher aufgeführten Beiſvielen, Reſpekt-
loſigkeit ſich mit vollem Bewußtſein ihrer ſelbſt zum Witz be-
dient. Was man an Tradition, Erinnerungen, Gütiern in ſich
trägt, gleicht einem großen Park, in dem gebeiligte Statuen
und Gefäße ſtehen. Jſt es nicht zum mindeſten verdrießlich,
wenn man ahnungslos dieſen Garten betritt und ſieht an einer
dieſer ehrwürdigen Geſtalten den Schleim hängen, den ihr ein
Lausbub angeſpuckt hat? Ganz ähnlich iſt das Gefühl, mit dem
man ein neu erſcheinendes Zeichnungsgemächte jenes erbärm-
lichen, geiſtig ſchmierigen Kunſtkommistums anſieht, das ſeine
„Witzkügelchen an irgend einem Großen los wird. Den öffent-
lichen Organen, die dergleichen verbreiten, kann man keinen

(Vorwurf machen ihr Standpunkt iſt: Geſchäft iſt Geſchäft
und es wird enorm bezahlt. Die ganze Schuld dieſer Reklame-

mangelhafte Berieſeklung keine ſo große Rolle
ſpielen. Jn der Denkſchriſt wird geſagt, die Exploſion ſei
wahrſcheinlich durch Gasausbruch“ entſtanden. Jn der

zweiten Sohle ſei ein Syſtem von Spalten entdeckt worden,
das vor dem Unglück nicht vorhanden war. Jn anderen Gruben
habe man die Erfahrung gemacht, daß aus ſolchen Spalten
große Gasmengen auszuſtrömen pflegten. Uebrigens wird
noch mitgeteilt, daß zur Berieſelung des Kohlenßaubes ein
neues Verfahren eingeführt worden ſei, das ſich bis jetzt gut
bewährt habe und daß ſich auch zur Verhütung von Gasaus-
brüchen eignen werde.

Deutſches Reich.
Die Konſervativen und das Feuerbeſtattungsgeſet. Die

konſervative Fraktion des ſogenannten preußiſchen Herren-
hauſes hat mit allen gegen 12 Stimmen beſchloſſen, das Feuer-
beſtattungsgeſetz abzulehnen. Es wäre ein BGaudium,
wenn es den geborenen und ernannten geſetzgeberiſchen Jun-
kern gelänge, das verkümmerte und kaſtrierte Feuerbeſtattungs-
geſetz zu Fall zu bringen. Dann ſäbe das preußiſche Volk doch
vieder recht deutlich, was es an ſeinem „Herrenhaus“ hat.

Eine Quelle für koloniale Korruption. Der Reichs-
kanzler hat eine Verfügung erlaſſen, wonach die Kolonial-
beamten Grundeigentum in den Kolonien er-
werben können. Bisher war das verboten. Die Ver-
fügung gibt den Gouverneurxen der afrikaniſchen und Südſee-
ſhutgebiete die Ermächtigung. den Beamten die Erlaubnis
zum Erwerh von Grundeigentum bis zur Größe eines Hektars
zu erteilen. Für die Beamten in Südweſtafrika, die ſich in
der zweiten Dienſtperiode befinden, kommt die Beſchränkung
anf ein Hektar in Fortfall, ſie können auch größeren Grund-
beſitz und insbeſondere ganze Farmen uſw. erwerben. r Ob
die Verfügung einer einwandfreien Geſchäftsführung durch
die Beamten förderlich iſt, muß ſehr bezweifelt werden. Die
Verſuchung iſt zu groß. daß Beamte ihre dienſtlichen Kennt-
niſſe und Beziehungen benützen, um ſich zu bereichern.

Die draunſchweigiſchen Lehrer gegen vie geiſtliche Schul-
nufſicht nd gegen bos Züchtig ungerecht. Der Braunſchweiger
Je zu einer Reform des Schulgeſeßes Stellung

d verlangte u. g.: Zur Verwaltung und Beaufſichtigung des
Wolfeſchulwefens ſoll eine neue Abteilung eingerichtet werden,
deren Thef und zugleich Dezernent ein Schulfachmann iſt. Die
Kreisſchulaufſicht ſoll Fachmännern im Hauptamte
überkrogen werden. Die geiſtliche Schulauſſicht iſt
auſzuheben. Jn den Landgemeinden ſei der Lehrer von
der feſten Anſtellung an vollberechtigtes Mitglied im Schulvor-
ſtande. Jn den Städten ſei neben dem Schulleiter ein von der
Ledrerſchaft gewählter Vertreter im Schulvorſtande. Alle
noch beſtehenden Beſtimmungen über das Züchtigungs-
recht ſind aufzuheben, nachdem die Grenzen dieſes
Rechtes durch die Reichsgeſetzgebung hinreichend feſtgelegt ſind.

Sämtliche kirchendienſtlichen Geſchäfte ſind wie in den
Städten vom Schuldienſte zu trennen.

Ein echt notinnaler Lügenbentel. Wegen Beleidigung der
Redakteure der Münchner Poſt wurde der Redakteur Salm
eines in Braunſtein erſcheinenden Zentrumsblattes im
Februar vom Schöffengericht München zu 50 Mark Geld-
ſtrafe verurteilt. Da Salm kurz darauf dieſe Beleidigungen
zum Teil in ſchärfſter Form wiederholte, ſtellten die Redak-
teure der Münchner Voſt neuerdings Klage. Vom Schöffen-
gericht München wurde Salm, der weder im erſten noch im
zweiten Prozeß auch nur den Verſuch machte, ſeine Behaup-
tungen zu beweiſen, nun zu 400 Mark Geldſtrafe oder 80 Tage
Gefängnis verurteilt.

r nrerrerein nahn

Frankreich.
Das Marvpkkoabenteuer vor der Kammer.

Jn der Verbandlung des Parlaments über die Marokko-
Jnterpellationen ſprach Genoſſe Ja urs s ſeine Genugtuung
darüber aus, daß ſich die Lage zwiſchen Frankreich und
Spanien, die eine Zeitlang geſpannt ſchien, gebeſſert habe. Wir
wollten, fuhr Jaursès fort, nach Fez gehen, weil unſre Agenten
die Lage als verzweifelt darſtellten. Nun erklären die ſpaniſchen
und heute auch die franzöſiſchen Agenten, daß das Land voll
kommen ruhig ſei. Der Ruf des Sultans nach dem Protektorat

er

branche trifft ihre geiſtigen Erfinder. Man kann ſich ihrer
Produkte mit keinen Rechtsmitteln erwehren, aber man kann
ſie öffentlich brandmarken.

Groß und Klein im Weltall.
Groß und Klein ſind im Weltganzen nur relative Begriffe.

Was gemeſſen an den kosmiſchen Maſſen, alſo in jener Welt,
die wir durch das Fernrohr, die aſtronomiſche Berechnung ken
nen gelernt haben, winzig klein erſcheint, das wird zu einem
Rieſenmaß innerhalb der Welt des Kleinen, die uns das Mikro-
ſtop, die wiſſenſchaftliche Analyſe des Mikrokosmes erſchloſſen
bat. Unſer Verſtand hat uns Maßſtäbe im Großen und
Kleinen gelehrt, die unſerem Vorſtellung s vermögen
ewig unbegreiflich erſcheinen müſſen. Denn wer vermöchte ſich
wohl ein Bild davon zu machen, wenn er hört, daß das Syſtem
der Milchſtraße, das unſere ganze ſichtbare Welt, alſo auch uns
und unſere Sonne umfaßt, einer Linſe gleicht, die einen Durch-
meſſer von 20 000 Lichtjahren wobei es auf ein paar Tauſend
gar nicht ankommt hat. Wir verſtehen unter er die
Strecke die ein Lichtſtrahl vom Orte ſeines erſten Aufblitzens
innerhalb eines Jahres durchläuft. Nun pflanzzt ſich eine Licht-
welle innerhalb einer einzigen Sekunde ſchon um 300--400 Kilo-
meter fort, faſt achtmal um die Erde herum. Jn rund acht
Minuten erreicht er unſere Sonne. Und nun wir
uns eine Entfernung vorzuſtellen, zu deren Durchmeſſung er
20 000 Jahre braucht. wir ſtrecken die Waffen. Und ebenſo
hilflos ſteht unſer Vorſtellungsvermögen der Welt des Klein-
ſten gegenüber. Ein Waſſerſtoffmolekül, das kleinſte ſtoffliche
Gebilde, das wir kennen, iſt gut ein halbes Milliontel Milli-
meter groß. Jn einem Fingerhut voll Waſſer ſind ungefähr
50 000 Trillionen 50 000 000 000 000 000 000 000 Waſſſerſtoff-
moleküle enthalten. Wenn man dieſe Moleküle auspackte und
auf eine gerade Linie in einer Entfernung von je 1 Meter von
einander anslegte ſo würde die ſo gebildete Strecke etwa ein
Viertel ſo lang ſein, wie der Durchmeſſer der Milchſtraßen-
linſe.

Jn humoriſtiſcher Weiſe wurde dieſer Gegenſatz des unend-
lich Großen und unendlich Kleinen in einem neuerdings vom
Promethens zitierten Gedicht bebandelt, das auf einer
Tagung britiſcher Rarurfarſcher in Capetown vorgetragen
wurde, und das in deutſcher Ueberſetzung etwa folgendermaßen
lauten würde:

Auf meinem Rock ein Fleck von Staub
Beſteht ſo lehren s uns die Weiſen
Aus hunderttauſend Welten, glaub,
Die wirbelnd umeinander kreiſen.
Und wenn ich bürſe meine Kleider,
Gewigz 'ne nüßsliche Verrichtung,
Million Planeten ſtürzen leider
Kopfüher dann in die Vernichtung.
Nun nehmt's mal von der andern Seite!
Wenn dies als richtig zuzugeben,

ei nur der Proteſt des enkwaffneken und vertriebenen Herrs
chers geweſen. Die ſpaniſche Kolonialpartei ſchicke ſich an,

Spanien zu veranlaſſen, dem Beiſpiel Frankreichs zu folgen.
Es werde ſomit notwendig ſein, entweder mit Spanien zu teilen
oder mit dem ſprachverwandten Lande in einen Zwiſt zu ge
raten, in dem Deutſchland, gegenwärtig ein einfacher Zuſchauer,
könnte Richter werden. Jaurss verlangte ſchließlich, daß Frank
reich und Spanien gemeinſam Marokko räumen ſollten.

Die Kammer hat mit 471 gegen 112 Stimmen die Priorität
der Tagesordnung Jaurss abgelehnt, die die gefährliche
Politik der Geheimverträge verurteilt und die Regierung auf
fordert, zur genauen Einhaltung der Algecirasakte zurückzu-
kehren und von einer militäriſchen Beſetzung Marokkos und
allem, was die notwendige Freundſchaft zwiſchen Frankreich
und Spanien in Frage ſtellen könnte, abzuſehen. Die Kammer
hat dagegen eine Tagesordnung Ferry angenommen, die die
Erklärungen der Regierung billigt und ihr das Vertrauen aus
drückt, daß ſie eine Politik befolge, die den beſonderen Jnter-
eſſen Frankreichs in Marokko und der Algecirasakte entſpricht.
Der Paſſus, der das Vertrauensvotum enthält, wurde mit 434
gegen 77 Stimmen angenommen.

Bulgarien.
Dreohender Eiſenbahnerausſtand.

Die Eiſenbahnangeſtellten drücken auf das Eiſenbahnmini-
ſterinm wegen Gehaltsaufbeſſerung der Tagelöhner und drohen,
am Wahltage für die große Nationalverſammlung in den
Ausſtand zutreten. Die Werkſtättenarbeiter in Burgas
haben bereits den Streik erklärt

Cürkei.
Friedensſchluß in Albanien.

Jn Priſchtina hielt der Sultan am Freitag in An
weſenheit von über 10 009 Albaneſen ein Selamlik Friedens
feſt) ab, das auf die Albaneſen einen alle Erwartung über
ſteigenden Eindruck ausübte. Der Sultan ſpendete 30 000
Pfund zur Befreiung von Albaneſen aus der Schuldhaft und
zum Ausgleich ſchwebender Blutrache. Alle wegen politiſcher
Vergehen verhafteten oder verbannten Albaneſen ſowie 127
Buigaren wurden begnadigt.

Eine Warnung an Montenegro.
Montenegro iſt „verlett“, weil die Türkei den Amneſtie-

erlaß wohl den anderen Staaten aber nicht Montenegro zur
Kenntnis brachte und für die Haltung des Königreichs bisher
keine anerkennenden Worte fand. Wie der türkiſche Geſandte
in Cetinje meldet, haben Deutſchland, Oeſterreich, Rußland,
England und Frankreich Montenegro in einer Kollektiv
note gewarnt, die Masliſſoren, die innerhalb ſeiner Gren-
zen weilten, weiterhin zu unterſtützen. Nachdem die türkiſche
Regierung ihnen die ſtrafloſe Rückkehr ermöglicht habe. Die
Forderung Montenegros, daß die Türkei die Feſtung Jezero
ſchleife, weil ſie auf montenegriniſchem Gebiet liege, erkannte
Kifaet Paſcha als berechtigt an. Es wurde der Befehl zur
Auflaſſung der Forts erteilt.

Marokko.
Die Spanier im Rifgebiet.

Aus Lalla Marnia wird gemeldet, daß die Spanier im
der Gegend von Melilla eine eifrige Tätigkeit entfalten, um
ihre Beſatzungszone zu erweitern. Sie benutzen den Umſtand,
daß die Marokkaner gegenwärtig mit der Ernte beſchäftigt ſind,
um nach dem Oſten zu in der Richtung auf den Mulujafluß
und weſtlich in der Richtung auf den Kertfluß Vorſtöße zu
unternehmen. Dabei hatten ſie bereits mehrere Scharmützel
mit Rifleuten zu beſtehen. Auf beiden Seiten gab es Tote
und Verwundete.

Miniſterpräſident Canalejas erklärte, Spanien werde
ſich darauf beſchränken, für die Sicherheit der Gebiete von Ceuta
und Melilla zu ſorgen und die Tabors in Larraſch und Elkſar
zu verſtärken. Spanien denke keineswegs daran, in der Rich-
tung auf Arzilas, Tanger oder einen anderen Punkt vorzu
rücken; es habe Truppen nach Elkſar geſchickt, ebenſo wie Frank
reich auf der anderen Seite des Lukkos, um die Agitation zu
unterdrücken.

Madrid, 18. Juni. Wie aus Melilla gemeldet wird,
haben die ſpaniſchen Truppen eine neue Poſition, und zwar

e e. v
Der Rieſe bürſtet: wir ſind weg
Geb Gott, daß er ein Schmutzfink ſei!

Vom Rätſel der Elektrizität.
Die Anſchauungen über das Weſen der Elektrizität haben ſich

im Anſchluß an die Entdeckungen der unſichtbaren Strahlen
ſehr verändert. Als die Elektrizität entdeckt war und unter
wiſſenſchaftliche Beobachtung genommen wurde, erſchien es
ſelbſtverſtändlich, daß man ihr einen ähnlichen Urſprung zu
wies wie dem Licht und der Wärme. Nachdem man einmal zu
der Annahme gelangt war, z außer den ſichtbaren Maſſen,
noch ein unſichtbarer, unendlich feiner Aether vorhanden ſei und
den ganzen Weltraum erfülle, mußte man wohl daran denken,
daß die Elektrizität ebenſo wie die beiden andern Kräfte durch
Wellen dieſes Aethers fortgepflanzt würde. Jetzt iſt die ſoge
nannte Elektronentheorie hinzugekommen, die im
weſentlichen darauf fußt, daß jedes winzigſte Stoffteilchen aus
zwei Kraftteilchen, nämlich einem poſitiven und einem nega-
tiven Elektron, beſteht. Profeſſor Whittaker hat jetzt in ernem

der Elektrizität und des Aethers von dem Zeitalter von Car-
teſins an bis zum Ende des 19. Jahrhunderts betrachtet und
als Ergebnis die Forderung ausgeſprochen, daß dieſe Elek-
tronentheorie mit der Lehre vom Weltäther in Uebereinſtim-
mung gebracht werden müſſe. Die Annahme des Aethers iſt
nach ſeiner Ueberzeugung unausweichlich. Früher war das
Licht die einzige Form der Naturkroft, deren Uebertragung von
einem Himmelskörper zum andern durch den Weltraum hin-

durch als Tatſache hingenommen werden mußte. Newton
brachte dann die Schwerkraft hinzu, und jetzt iſt die gleiche An
ſchauung für elektriſche und magnetiſche Vorgänge notwendig
geworden. Man kann heute gar nicht mehr glauben, daß die
Himmelskörper in einem leeren Raum jeder für ſich beſtehen,
ſondern um ſie und zwiſchen ihnen findet ein unabläſſiges
Gehen und Kommen und eine dauernde Umwälzung von
Energie ſtatt. Der mutmaßliche Weltäther iſt nach der Mei-
nung von Profeſſor Whittaker für den Menſchen ebenſo wichtig
wie die Luft, die wir akmen, und wir würden ſterben, wenn der
Aether verſchwände. Dieſe Folgerung iſt freilich nur logiſch,
da der Aether uns die Sonnenſtrahlen vermittelt, die Erde aber
mit all ihren Bewohnern von der Gnade der Sonne abhängig
iſt. Es ſind ungeheure Kräfte, die auf dieſem Wege durch die
„Straßen des Aethers“, wie der Gelehrte ſich ausdrückt, zu uns
kommen; denn die Kraft der Sonnenſtrahlen iſt an einem hellen
Tage ſo gewaltig, daß ſie auf jedem Hektar der Erdoberfläche
ungefähr 15 000 Pferdeſtärken gleich kommt. Dieſe Summe von
Strahlen zerlegt ſich aber wieder noch in einzelne Kräfte wie
Licht, Wärme, Elektrizität, Magnetismus, Kathodenſtrahlen
uſw., und es bleibt der Wiſſenſchaft vorbehalten, eine Erklärung
dafür zu ſuchen, wie all dieſe Energieformen im Weltäther
neben und durcheinander Platz finden oder ob nicht vielleicht

Dann ſind auch du und i wir beide,
Die ganze Welt, in der wir leben,

nur eine einzige Form der Kraft beſteht, die möglicherweiſe mitder Vorſtellung des Aethers geh werden

großen Werk die Geſchichte der Anſchauungen über das Weſen.



Taurial Zeg, erobert und d vamit einen ſtrategiſchen Punktsewonnen, der SukelArba und Zebbuha beherrſche

Portugal.
Die Feſtigung der Republik.

Die konſtituierende Verſammlung wird am
Juni die Republik proklamieren. Unmittelbar

Zarauf wird ein Geſetz veröffentlicht werden, in dem die
Dynaſtie Braganza des Landes verwieſen erklärt
wird. Am 20. Juni wird durch den Miniſterpräſidenten eine
Kundgebung der proviſoriſchen Regierung verleſen werden, in
der die bisherige Tätigkeit der Miniſter zuſammenfaſſend dar
gelegt, eine Erklärung der Dankbarkeit denen gegenüber vorge-
ſchlagen wird, die die Republik begründeten, und der Trauer
um die, die für ſie ſtarben. Des weiteren wird darin gedankt
werden der Stadt Liſſabon für die Hilfe, die ſie den Revolutio-
nären geleiſtet, und dem Lande für den einmütigen Bei-
tritt zur neuen Regierungsform.

Aus der Partei.
Die „regierungsfähige“ Sozialdemokratie.

Das offiziöſe Blatt des Reichskanzlers Bethmann, die
Norddeutſche Allgemeine Zeitung, kommt noch
einmal auf die Mitwirkung der Sozialdemokra-
ten bei der Erledigung der reichsländiſchen Verfaſſungs
reform zurück. Das Kanzlerblatt führt aus, hier und da ſuche
man die Bedenken gegen ein Zuſammengehen mit der Sozial
demokratie durch den Hinweis zu beſchwichtigen, daß die Par-
tei durch ihre Mitwirkung an der elſaß-lothringiſchen Ver-
faſſungsreform regierungsfähig geworden ſei, was
ſich auch bei der Beratung dieſes Geſetzes im Reichstage in
der Haltung von Regierungsvertretern gegen einzelne ſozial-
demokratiſche Abgeordnete bekundet habe. Gegen die Jlluſion,
als ob die Sogialdemokratie ihren ſtaatsfeindlichen Charakter
abgeſtreift habe, ſollte, meint die Norddeutſche Allgemeine,
ſchon ein Blick in die ſozialdemokratiſche Preſſe
ſchützen. Natürlich ſei auch durch jene Haltung von Regie-

rungsvertretern „nicht die geringſte Aenderung in
dem Verhältnis zwiſchen Staat und Sozial-
demokratie eingetreten“. Die in Betracht kommen
den Vorgänge bei den Verhandlungen um die elſaßloth-
ringiſche Reform lägen klar zutage. Die konſervative Frak-
tion hätte infolge ihres grundſätzlich ablehnenden Stand-
punktes ihre Mitarbeit verſagt, die ſozialdemokratiſche da
gegen zu erkennen gegeben, daß ſie mit den übrigen Frak-
tionen von der Deutſchen Reichspartei bis zu den Freiſinnigen
den Hauptvorſchriften des Verfaſſungsentwurfes zuſtimmen
werde. „Wenn alſo die ſozialdemokratiſche Fraktion an einer
Verfafſungsgeſetzgebung teilnehmen wollte, die entgegen ihren

programmatiſchen Forderungen die Kaiſergewalt ſtärkte, ein
Oberhaus einführte, das Bnudgetrecht gegen parlamenta
riſche Machtgelüſte ſicherte, ſo war es natürlich, billig und
zweckmäßig, daß zu der Beſprechung, die ein neues be
friedigendes Ergebnis einer nochmaligen Beratung in der
Kommiſſion vorbereiten ſollte, auch Vertreter der ſo-
zial demokratiſchen Fraktion zugezogen wur-
den, und daß auch dieſen gegenüber der Staatsſekretär des
Jnnern den Standpunkt der Regierung in Einzelfragen
darlegt.“
Dieſer Hohn des Kanzlerblattes beſtätigt erſtens, daß die
Regierung ganz genau wußte, daß durch die Verfaſſung die
Kaiſergewalt geſtärkt wurde und zweitens beſtätigt
er, daß ein Abweichen einer Partei von ihren bisherigen
Grundſätzen immer zu einer Diskreditierung der Par-
tei ausgenutzt wird.

Wir haben von allem Anfang in der ſachlich ſchärfſten Form
der Zuſtimmung unſerer Fraktion zur elſäſſiſchen Verfaſſung
widerſprochen und haben an unſerem Standpunkte nichts zu
revidieren. Nachdem aber die Tatſache der Akzeptierung vor-
liegt, iſt es unſere Pflicht, nun mit aller Kraft zu verſuchen,
das elſäſſiſche Wahlrecht gegen das preußiſche auszu-
ſpielen. Jedoch ebenſo dringend notwendig erſcheint es, aus
dem ganzen Falle zu lernen und ihn nach allen Konſe-
(quenzen zu unterſuchen und die Folgerungen für die
weitere Taktik zu ziehen. Wir leben nicht von der Hand
in den Mund, ſondern bauen für die Zukunft. Deshalb bleibt
die Richtſchnur: Ausſprechen, was iſt!

Jdylliſches aus dem Süden.
Die Mannheimer Volksſtimme meldet an der

Spitze ihrer Parteinachrichten augenſcheinlich ſehr erfreut:
Aus Karlsruhe berichtet die Oberrh. Korr. Der Ver-

ein Karlsruher Preſſe (Journaliſten- und Schriftſtellerver-
ein) hielt am Mittwoch eine kleine Abſchiedsfeier für
den von ſeiner Partei nach Freiburg berufenen bisherigen
Redakteur des Volksfreunds, Herrn Weißmann (früher
in Halle), ab. Das faſt vollzählige Erſcheinen der Mit-
glieder war der beſte Beweis dafür, daß es der Scheidende
trotz aller Gegenſätzlichkeit der Anſchauungen verſtanden
hat, ſich weitgehende perſönliche Sympathien zu erwerben.

Mit dieſen idylliſch-gemütlichen Zuſtänden vergleiche man
'einmal die Gegenſätze in Preußen. Man ſtelle ſich vor, in
Halle a. S. ſollten wir mit den Verleumdern der Arbeiter-
(bewegung aus der Halleſchen und SaaleZeitung in einem
„Verein“ ſitzen und die Herrſchaften ſollten bei Bier und Ge-

ſang rührend „Abſchied feiern“, wenn einer von uns ins
Gefängnis ginge. Natürlich iſt es im Jntereſſe reinlicher

cheidung zu begrüßen, daß es hier nicht ſo iſt wie drunten
ſim Süden, denn der uns aufgezwungene Klaſſenkampf wird
nun einmal am beſten unverwiſcht und in voller Schärfe
klar durchgeführt.

„Gottesläſterung“
ſollte Genoſſe Heiſe als verantwortlicher Redakteur des
Stettiner Volksboten begangen haben, als er einer
Notiz, die andere Blätter ſtraflos gebracht haben, Aufnahme
gewährte, die ſich gegen den Adventsbericht eines Geiſtlichen
in GroßTrebbew in Mecklenburg richtete, worin mit phariſäer-
hafter Moral über uneheliche Mütter und verehelichte
Schwangere geſprochen wurde. Jn den Schlußſätzen dieſer
Notiz war geſagt, daß Gott doch auch ſeinen eigenen Sohn „un-
ſehelich“ in die Welt geſchickt habe, eine Behauptung, die ſich deckt
mit der Darſtellung im Evangelium Matthäi, Kapitel 1, Vers
18 und 10. Das Konſiſtorium ſtellte Strafantrag. Am 24. März
jerfuchte die chaft um Angabe eines Zeugen, der
an der Noth auch „Aergex nis genommen habe und als bis

e wo I .-M—-—-f0W Wzum 26. April ein ſolcher nicht benannt werden konnte, wurde
dem Konſiſtorium mitgeteilt, daß in Ermangelung dieſes
Zeugen das Verfahren ein geſtellt ſei. Endlich, am 1. Mai,
hatte das Konſiſtorium in dem Stettiner Paſtor Harnehy
denjenigen gefunden, welcher das vorſchriſtsmäßige Aergernis
genommen hatte, und das Verſahren wurde erneut weiter-
geführt. Als in der Verhandlung am verfloſſenen Freitag der
Unterzeichner des Strafantrages, Oberkonſiſtorialrat Hilde-
brand, nach den Gründen der auffälligen Verzögerung dieſer
Zeugenbenennung gefragt wurde, verſchanzte er ſich hinter der
Ausrede, daß er nicht die amtliche Ermächtigung zu einer Aus-
ſage über den inneren Geſchäftsbetrieb des Kon-
ſiſt riums habe. Eine ähnliche Schen vor der Ausſage be-
kundelte Paſtor Harney, als er nach dem Jnhalt der angeführten
Evangelienverſe gefragt wurde. Er verweigerte ohne Angabe
von Gründen die Ausſage und das Gericht beeilte ſich, ihm zu
Hilſe zu kommen, indem es die Frage als unexheblich ablehnte.
Der Angeklagte und ſein Verteidiger übten an der Anklage
ſcharfe Kritik und plädierten auf Freiſprechung, und ſelbſt der
Staatsanwalt erklärte, daß er nur ſehr ungern die An-
klage erhoben habe, denn durch ſie werde der Kirche nicht
gedient. Wenn man ſich ſchon über eine ſolche Bemerkung
geärgert habe, ſo ſei es doch beſſer, duldend darüber hinwegzu-
ſehen. Das Urteil gegen unſeren Genoſſen lautete trotzdem auf
eine Woche Gefängnis!

Verband der Krankenkaſſen im Bezirk der Landes-

Verſicherungsanſtalt 6achſen-Anhalt.

Aſchersleben, den 18. Juni 1911.
G. Jm großen Saale des ſtädtiſchen Beſtehornhauſes begann

am Sonntag, den 18. Juni, die auf 2 Tage berechnete, diesjährige
Jahresverſammlung. Dieſelbe wurde kurz nach 11 Uhr durch den
Vorſitzenden des Verbandes, Genoſſen Brandes-Magdeburg,
eröffnet. Derſelbe wies zunächſt darauf hin, daß die Delegierten
voriges Jahr in Stendal das Gelöbnis abgelegt hätten, bezüglich
der einzuſetzenden Proteſtbewegung gegen die Reicheverſicherungs-
ordnung tüchtige, fleißige Arbeit zu liefern. Der Erfolg ſei leider
ausgeblieben. Aufgabe der Krankenkaſſe muß es nunmehr ſein,
eventuelle Schäden, die nach Annahme der Reicheverſicherungs-
ordnung ſich zeigen, zu mildern. Somit übernehmen die An-
weſenden wiederum die Verpflichtung, auch in Zukunft unter dem
neuen Geſetz alles herauszuſuchen, was den Verſicherten zum Vor
teile gereichen kann. Zum Schluß macht Redner darauf aufmerkſam,
daß der Regierungspräſident wegen Zeitmangels der Einladung
nicht hätte Folge leiſten können. Die Landes-Verſicherungsanſtalt
hat auf die Einladung nicht geantwortet. Aus Aſchersleben waren
der Einladung gefolgt: der Bürgermeiſter Dr. Bande, einzelne
Stadtverordnete, darunter deren Vorſteher, Kommerzienrat Beſte
horn. Dieſe Gäſte, ſowie die anweſenden Vertreter der Arbeiter-
ſekretariate, heißt der Vorſitzende neben den Delegierten will-
kommen.

Nachdem hielten kurze Begrüßungsanſprachen die Herren Bürger
meiſter Dr. Bande ſowie der Vorſitzende der Allgemeinen Orts-
krankenkaſſe Luther zu Aſchersleben.

Die reichhaltige Tagesordnung ſieht u. a. Referate des Arbeiter
ſekretärs Kleeis- Halle a. S. über die Stellung der Kranken-
kaſſen nach Annahme der Reichsverſicherungs-
ordnung, des Apothekers Skaller- Berlin über Apotheken
und Krankenkaſſen, den Aerztekonflikt in Halle a. S.
ſowie über praktiſche Verwaltungsfragen (Referent:
Rendant Müller-Magdeburg) vor.

Aus dem gedruckt vorliegenden Jahresbericht entnehmen wir
u. a. folgendes: Der Kampf um die Neuregelung der Arbeiter-
verſicherung hat noch einmal das Geſchäftsjahr unſerer wie aller
Krankenkaſſenvereinigungen beherrſcht. Der Appell auf der vor-
jährigen Tagung in Stendal veranlaßte eine Anzahl Kaſſen, die
bis dahin zu dem Entwurf einer Reichsverſicherung noch nicht
Stellung genommen hatten, dies nachzuholen. Reichsregierung
und Reichstag wurden nicht im Zweifel gelaſſen, daß die Arbeit-
nehmer in allen Kaſſen, ebenſo die Arbeitgeber beſonders in den
Ortskrankenkaſſen, den Entwurf, ſoweit er die Krankenverſicherung
betraf, entſchieden verwerfen, daß ſie ſolche Reform nicht als einen
Fortſchritt, ſondern als gefährlichen Rückſchritt anſehen, der das
hohe ſoziale Gebäude, welches der Volksgeſundheit errichtet iſt, in
ſeinen Grundfeſten erſchüttern muß. Nachdem der Vorſtand in
einem Zirkular den Kaſſenvorſtänden Mitteilung von der Not-
wendigkeit dieſer Proteſtbewegung gemacht und ſie zur energiſchen
Unterſtützung aufgerufen hatte, war zu verzeichnen, das in der
Zeit vom 18. bis 29. April im Bezirke des Verbandes 47 Ver-
ſammlungen abgehalten werden konnten. Zu einer mächtigen
Kundgebung habe ſich namentlich die Verſammlung in Magde-
burg geſtaltet. Trotzdem zu derſelben das größte Lokal, der
Zirkus, gemietet worden war, mußte die Verſammlung lange vor
Beginn geſperrt werden.

Jm Anſchluß hieran wird auf den Aerzteſtreit in Halle
Saale mit dem Hinweis eingegangen, daß dieſer große Kampf
nicht nur ein bezeichnendes Licht auf die Tätigkeit der Aerzte-
organiſation werfe, ſondern auch ahnen laſſe, wie die Behörden
mit den Kaſſen nach Jnkrafttreten der Reichsverſicherungsordnung
eventuell umſpringen werden. Da die Urſache des Streites, ſein
Verlauf und das Eingreifen der Behörden als allgemein bekannt
vorausgeſetzt werden wir haben darüber mehrfach berichtet
ſo ſoll auf dieſen Fall, der im gedruckten Jahresbericht ausführlich
behandelt wird, weiter nicht eingegangen werden. Erwähnt wird
dann noch ein anderer Konflikt in Naumburg a. S. zwiſchen
den dortigen Krankenkaſſen auf deren Seite auch der Magiſtrat
und der Regierungspräſident ſtand und der Stadtverordneten-
mehrheit. Das dortige Krankenhaus entſprach räumlich und in
ſeinen Einrichtungen auch nicht annähernd mehr den Anſprüchen,
welche an ein ſolches Jnſtitut zu ſtellen ſind. Trotzdem lehnte
die Stadtverordneten- Verſammlung die Vorlage ab und mußte
erſt durch die Regierung zur Aenderung ihres Beſchluſſes und
zur Beſchleunigung des Neubaues gezwungen werden.

Zum Schluß geht der Bericht noch auf den letzten Verwal-
tungsbericht der Landesverſicherungsanſtalt Sachſen-
Anhalt ein und ſtreift dann die Mitgliederbewegung.
Dieſelbe zeige einen Zugang von drei Kaſſen, nämlich der gemein-
ſchaftlichen Ortskrankenkaſſe für den Kreis Liebenwerda, die Orts-
krankenkaſſen der Schneider und Mützenmacher und die der Metall-
und Feuerarbeiter, beide in Stendal. Die Zahl der Kaſſen iſt
damit auf 100 geſtiegen. Der Verband blickt jetzt auf ein zehn-
jähriges Beſtehen zurück. Während dieſer Zeit iſt ſo manche
wichtige Anregung, ſo manche Belehrung erfolgt, ebenſo das
Jntereſſe für die Krankenkaſſen in hohem Maße geweckt worden.
Das ſoll auch weiter ſo geſchehen.

Der Kaſſenbericht balanziert in Einnahme und Ausgabe mit
1940,98 Mk. der augenblickliche Kaſſenbeſtand beträgt 983,48 Mk.

Der Verbandstag war von 76 Kaſſen durch 151 Delegierte be-
ſchick.. Davon waren 88 Arbeitnehmer, 27 Arbeitgeber und
31 Kaſſenbeamte. Außerdem war der Verbandsvorſtand durch
vier und der Krankenkaſſenverband zu Halle a. S. durch ein Mit-

glied vertreten. (Schluß folgt.)L

Gewerkſchaftliches.
Der internationale Seemannsſtreik.

Ueber den Stand der Bewegung in England wird uns
aus London geſchrieben: Die Streikbewegung der eng-
liſchen Seeleute hat bisher eine Reihe überraſchender Er-
folge zu verzeichnen, und der hochfahrende Ton der Be
amten des Reederverbandes beginnt einem jämmerlichen Ge-
wimmer Vlaß zu machen. Der Streit hat ſich ſeit ſeiner Pro-
klamierung in Southampton und Liverpool wie ein Lauffeuer
verbreitet und erſtreckt ſich jetzt außer dieſen Häfen auf Lon
don, Barry, Belfaſt, Briſtol, Cardiff, Dublin, Glasgow,
Grimsbury, Hull, Leith, Mancheſter Neucaſtle, Neuport,
Mibdlesbrough, „South Shields, Sunderland, Swanſega, Weſt
Hartlepool und andere nordöſtliche Hafenſtädte. Die Arbeiter
konzentrieren ihre Kräfte gegenwärtig auf die Erringung
einer allgemeinen Lohnerhöhung und haben ihre
anderen Forderungen für den Augenblick in den Hintergrund
treten laſſen. Eine ganze Anzahl von ſegelbereiten Schiffen
hat ſich genötigt geſehen, die Forderungen der Matroſen ſo-
fort zu bewilligen. Wo die Unternehmer Widerſtand
leiſteten, da konnten die Schiffe zumeiſt aus Mangel an Be-
mannung nicht in See ſtechen. An einigen Stellen hat man
chineſiſche Matroſen zu Streikbrecherdienſten engagiert,
ein äußerſt gefährliches Spiel, das die engliſchen Seeleute er-
bittern und, wenn es fortgeſetzt wird, zu verhängnisvollen
Konſequenzen führen muß.

Jn London breitet ſich der Streik in dem Maße aus wie
die Dampfer einlaufen und ihre Mannſchaften mit den hier
befindlichen Seeleuten in Berührung kommen. Die großen
Maſſenverſammlungen bezeugen die einmütige Kampfesſtim
mung der Matroſen. Drei Schiffe haben die Lohnſorderungen
bereits bewilligt und 11 andere Schiffe, die ſie verweigern,
müſſen im Hafen liegen bleiben. Ein Teil der Londoner
Docker hat ſich der Bewegung bereits angeſchloſſen. Jn
Liverpool haben die Seeleute ebenfalls bemerkenswerte
Erfolge erzielt. Die Canadian Pacific-Geſellſchaſt hat ſich
gezwungen geſehen, nicht nur die urſprünglich geforderteLohn-
erhöhung von monatlich 10 Schillingen, ſondern noch weitere
5 Schilling zu bewilligen. Ebenſo hat die White Star Line
die Forderungen bewilligen müſſen. Die Organiſationen der
Liverpooler Docker und Fuhrleute haben eine Konfe-
renz anberaumt, um zu entſcheiden, in welcher Weiſe ſie den
Streik unterſtützen ſollen. Auch die Bäckerorganiſation
will den kämpfenden Seeleuten beiſpringen und eventuell die
Verproviantierung der Schiffe verhindern. Jn Southamp-
ton ſteht faſt der ganze Hafenverkehr ſtill. Die Dampfer der
White Star Line, der American Line, der Union Caſtle Line
und der Royal Mail- Geſellſchaft können nicht vom Fleck. Da
von heute bis Montag noch eine ganze Anzahl anderer großer
Dampfer im Hafen einlaufen, wird die Situation dort wahr-
ſcheinlich ſehr bald auf die Spitze getrieben ſein. Jn Glas-
gow breitet ſich die Bewegung ebenfalls ſehr ſchnell aus. Die
Küſtenſchiffahrtsgeſellſchaften haben den Matroſen Konzeſ
ſionen gemacht, dagegen ſind mehrere nach Jrland und Liver-
pool beſtimmte Dampfer an der Abfahrt verhindert worden.
Auch einige Ozeandampfer kommen nicht vom Fleck. Hier kam
es auch zu einem Konflikt zwiſchen den Streikenden und der
Polizei. Ganz ähnlich ſind die Berichte auch aus den anderen
Häfen. Ueberall muß ſich die Lage in den nächſten Tagen ver
ſchärfen und auf eine Entſcheidung hindrängen. Sehr viel
hängt davon ab, ob die Dockarbeiter, die ja ſelber genug Grund
zur Klage haben, zur Teilnahme am Kampfe zu bewegen ſein
werden. Der Reederverband macht die alergrößten An
ſtrengungen, womöglich alle Häfen mit Streikbrechern zu ver
ſorgen. Soweit ſich bisher überſehen läßt, haben ſich alle
Drohungen des Reederverbandes als eitle Rodomontade er-
wieſen. Von Streikbrechern iſt an den meiſten Orten nichts
zu merken, und wo ſie auftauchten, haben ſie ſich als unbrauch-
bare „Landratten“ entpuppt, die den Schiffen und ihren Paſſa
gieren nur Unannehmlichkeit und Gefahr brachten. Jn South
Shields ſind vier Seeleute, die ſchon vorher gemuſtert hatten
und jetzt eine Lohnerhöhung forderten, wegen Streikbruchs
verhaftet worden, und der Polizeirichter ſoll das Urteil
gefällt haben, daß ſie an Bord zurückzubringen
ſeien! Mit ſolchen Gewaltmitteln wird man wohl am
allerwenigſten ausrichten können.

Was auch der weitere Verlauf des Kampfes bringen möge,
ſo iſt ſchon jetzt ſicher, daß es für die Arbeiter von unberechen-
barem dauernden Nutzen ſein wird. Noch niemals haben die
engliſchen Seeleute, eine der Organiſationsarbeit naturgemäß
ſchwer zugängliche Arbeiterſchicht, ſo viele Energie und
Kampfesmut gezeigt, wie jetzt. Die Reeder, ja die ganze Unter
nehmerklaſſe ſind geradezu perplex; ſie ſehen fich von dem
Reederverbande, der ſie mit ſeinen hochtrabenden Redensarten
in Sicherheit gewiegt, betrogen. Es iſt die beſte Ausſicht vor
handen, daß dieſer Kampf die feſte Grundlage zu einer mäch-
tigen Seemannsorganiſation geben wird.

Jn Neuhork fordern die Heizer 40 Dollar pro Monat,
die Trimmer 30 Dollar 75 Cents pro Tag für Beköſtigung,
Beſeitigung der gegenwärtigen Anmuſterung und Anerken-
nung der Organiſation. Erwähnt mag hier noch werden, daß
die Hafenarbeiter und Fuhrleute in Neuyork und Hoboken
eine ſogenannte Waterfront Federation bilden wollen, deren
erſte Aufgabe ſein ſoll, die im Dezember vorigen Jahres ge-
ſtellten, aber wieder zurückgezogenen Forderungen neu einzu-
reichen. Die Organiſierung der Hafenarbeiter hat in der leg-
ten Zeit an der atlantiſchen Küſte gute Fortſchritte gemacht.

Von Amſterdam ſollen Agenten nach Deutſchland
unterwegs ſein, um die berüchtigten „Siebenmonatskinder“ zu
ſammeln und über die holländiſche Grenze zu expedieren. Die
holländiſche Regierung kann über dieſen Zuwachs angenehmer
Staatsbürger ſehr erfreut ſein. Die deutſchen Arbeiter mögen
den Streikbrecherlieferanten derb auf die Finger ſehen!
G

Poſt-Abonnenten:
Um Verzögerungen in der Zuſtellung des Volksblatts zu ver

meiden, werden die Poſt Abonnenten gebeten, ſchon jetzt ihre

Abonnements zu erneunern. Der Verlag des Volksblattes.
m

2Verantwortlich für Leitarktikel, Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm
Könen, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.
Kasparek, ſämtlich in Halle.
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Die wenWinter Spmmians

Wieder total neue grosse Sehlager.
Alles wälzt sich vor Lachen!

Thurm-Sylvaré im Humpelrock!
Schlussposse: „UVnser Hängohen e

oder: 99 Da Kommt davon“e,

„UVolkspark“
Mittwoch den 21. Juni abends 8 UVhr:

Gr. Garten- Konzert
Buchdruc her Orehester -Verein.

Burge in Triftſtraße 22,ſchon die neue HausKapelle gegn? Heute, Montag, den 19. un

Dienstag den 25. Juni nochmals das große herrliche Programm.

Weli-Theater, Verseburgerstr. 2
Ein Ereignis für Halle iſt dieſe Woche unſer Programm; alles

bisher Gezeigte in den Schatten ſtellend.

Auffehen erregend! Größte Senſation
GroßesDer deutsch-dänische Krieg 1864. ma

in 2 Akten. Filmlänge ca. 1000 Meter. Spieldauer 50 Minuten.
Ferner: 3 großartige Dramen aus dem Leben

Trotziges Blut. Mußte es ſein?
Das Brot der kleinen Vögel.
Bilder in Handlung und Darſtellung einzig daſtehend.

Korialdemohr. Verein Bittertell.

Mittwoch den 21. Jnni abends S Nhr
im Reſtaurant „Hohenzollern“

Mitglieder Verſammlung
Vortrag des Genoſſen V. Koenen, Halle, über

Sfreiſchrecherrchutz und Sorge Entrechtune.
Das pünktliche Erſcheinen aller Mitglieder erwartet

Die Parteileitung.

Heute nachmittag, von S Uhr an:

Kermig. Schmeeor e à Pf. nur 60rm feinste frische Leberwurst à Pfd. 1. O0 M.,

desgleichen Rotwurst à Pfd. O. 90 v

Paul Bauermann, Markt 20.
Tel. 1223.

Leihhauspfänder Wascngsetasss
beſorgt prompt und diskret dauerh. billigſt tig Sp.V.

raunt Klausu 3b, Ecke Olegriusſtr. zand ör, ſtraße 12.

Sämtliche

Abermals koloſſal billig!
Dienstag fräh eintreffend:

Größen

Fette, zarte
Schollen n en 35, Pfo.

Jede Hausfran ſollte dieſen billigen Tag wahrnehmen,denn durch die unregelmäßigen Fänge ſind die billigen
Tage ſelten.

Gr. Ulrichstrasse 58.Nordsese, Telefon 12785.

VerdingungZum Neubau eines Wohn u. Geſchäftshauſes in der Adler
ſtraße 1, hier, ſollen die
Zimmerer Dachdeder u. Klempner Arbeiten

vergeben werden. Angebote ſind verſchloſſen und mit entſprechender
Aufſchrift verſehen bis zum

26. Juni or., Jdüdenstrasse 31,einzuſenden, wo auch die Verdingungs Unterlagen vormittags von
9 12 Uhr ausliegen und zum Preiſe von 50 Pfg. entnommen
werden können. Zuſchlagsfriſt 8 Tage.

Eine Eröffnung der Angebote in Gegenwart der RefſlektantenW nicht ſtatt. Berücſihtigt werden nur Unternehmer von
ittenberg, Kleinwittenberg und Pieſteritz.

Wittenberg, den 17. Juni 1911.
Konsum- Verein Wittenverz u. Vmge J. fen. Se m. I.

Der Vorstan

winnen n eF t Aktuell.O. F. Kitten e
Nee 6ozialpoſitik der

Sbzialdemokratie.

Eine ſehr zeitgemäße undNußb. Kleiderſchr. v. 20 M. an

in allen

d a 4 wertvolle Broſchüre desPaneerriple Halleſchen Arbeiterſekre-
e in gr. tärs Friedrich Kleeis.uswahl.

Jeder Arbeiter muß dieſe auf
klärende Arbeit im eigenen

Intereſſe leſen.

Preis nur 25 Pfennig.

Zu beziehen durch alle Aus
träger und durch die

Volksbuchhandlung,

Halle a. S., Harz 42/43.

III

Trumeaux--Spiegel, 5
Herrenſchreibtiſche
1 Kompl. Schlafzim.

üchen
einrichtungen 80Eleg. Salons, Speiſeziminer,

Herren, Wohn und Schlaf-
zimmer ſowie Kücheneinrich-
tungen in jeder Preislage.

T Komplette Wohnungs
einrichtungen von 150 bis
5000 Mart in großer Aus-
wahl am Lager.

FrledrlchPelleke
fHaite a. S. Aalel Aalel!

i Di beMöbelMagazin, mere
Gegr. 1883,

Teleph. 2450. Geiſtſtr. 25.

Eigene Tiſchlerei u. Polſter
werkſtätte im Hauſe.

geräucherten Rauoh-Aalen
(2 3 Aale 60 Pfg.) direkt von
der Räucherei ein.

Stand auf dem Fiſchmarkt oder
genannt Buttermarkt.

Aal Geschaäft Gusekc.

W Weh e J ePutzen nur mitUm zu räumen: 1 Poſten chik garn.

Damenhüte
Stück 7, 5, 3 Mk.Für junge gen nach der

neueſten Mode

Ach 8, 5, an.Sonne S, j, Vorderhaus

Entwicklungsgeschichte

der Natur
von M. REVMOND.

Nach dem heutigen Stande der Wissenschaft bearbeitet.
726 Seſten Text mit zirka 500 Abbildungen, 1 Sternkarte,
1 Erdkarte u. 4 geologieschen Landschafton in Farbendruck.

War Keforn dieses hervorragende Werk unseren
Ahbennenten in wöchentlichen Hekten

an Breieo
von nur

so daes die Ansohaffung Jedem möglich ist. Es sollte
aber Niemand versäumen, von diesem Vorzvgrangebot

Gebrauch zu machen.

Mit der Schlusslielerung erhalten die Abonnenten

eine hochelegante farbige
Finbanddecke

als Prämie gratis!

pro grosse
Ilolulicferuog,

Porto: 1. Zone 26 Pfg. 2. Zone 50 Plg.
Be beuiches darch die

Volkabuohhandliung, Halle a. S.,
Barz 42-63.

Gebunden: Preis S. SO M.

a
mit Brut beseitigt am schnell-
sten LAUSIN. Preis 50 Pf.
Nehmen Sie nur echt Lausin.

In Halle: Otto Kramer,Eegenüber d. Glauchaer Kireche. e

Erdbeersohalen
empfehlt

C. F. Ritter Eri t HaeckelVolksagusgabe. Preis 1 M.433 ſuhren jeder Art beſ. bill.
Alb. Ackermann, Mühlberg 10. Volksbuchhandl., Harz 42/43.

M. 5.60, i S
Pr. 6.70 zuſ. M

e nBraunbler, h. U. Pf.
Welzendier v

Jeden Mittwoch
Welßhier in. 22/ t

zum Selbſtfüllen.
Schwemme Brauerei

Verkauf wochentags von früh 6
bis abends 6 Uhr.

6 n

ſagdrad- Fang
da

Du an jeder
Deuuehe n e Fakrrat Fabriken

in Krelensen (Harz) Nr. 616

aurtar Foucr.
Heer ſei. Tage Abds. 8.15

Der Walzerke in ſrönig.
ſik v. Steffens

Pauline Frl. Fraude
sageimann Halle a. S.,
Mitglied des Hoftheaters n

Sondershauſen.

Vnreruaet- Märkttaschen
liche

billigst bei

C. F. Riäütter g
Leipzigerstrasse 00.T nu ſern

Preis 20 Pfennig.
Zu beziehen durch die

„Der Altbnuchhorſter Mark-Sprudel Starkquelle (JodEiſenhenen Keochſalzquelle hat mir

bei einem alten

Frauenleiden
u. chron. Blaſenkatarrh ſehr wertv.
Dienſte geleiſtet, die Schmerzen
und Schärfen vollſt. genommen
u. eine wunderbare Kräftigung der
leidenden Teile bewirkt. Der Mark
Sprnudel wirkt glänzend auf die
Tätigkeit der Nieren, reinigt das
Blut und die Säfte. Durch ihn
bin ich auch vollſt. von meinen
Menſtruationsbeſchwerden, die
mich jahrelang in ſchrecklichſter An
Weiſe quälten, befreit. Jhr Mark S
Sprudel iſt unbezahlbar. Frau L.“
b warm empf. Fl. 95 Pf.
Zu haben bei: Wilhelm Hoofer,Ge eiſtſtr. 59-60 en gros in der Bahu-

hofs- u. Löwen Apothoke; bei
Herm. Pfubl, L. Wuchererſtr. 75;
Kugo Schulze, Beruburgerſtr. 32;
H. Stitz Nchf., Gr. Steinſtr. 33;
Max Rädler, Ranniſcheſtraße 2;
Oskar Ballin jr., Leipzigerſtr. 63;Bruno Berthold, Gr. Steinſtr. 48.

Geröstete Kaffees
von Mk. 1.40 bis Mk. 2.--
empfiehlt in h Qualitäten
Can boech Breiteſtr. u. Markt

platz, im Turm.

Extra eKngehb ot.

zusammenegbargepolslert, m Wraece M. 30.

Gehbr, Kroppenstädt,Halle a. S., Große Märkerſtr. 4.

Badeduplex-Dampfein-
Kkoch- Apparate r r

Leipzigerstrasso 90.erDonnerstag u. Fre 22. u. 23. gunl
Verkauf in Halle auf dem Roßplatz
1000 Stück Gotdfisohe,

Schildkröten, Schl m e ſge,
Fiſchfutter undza ührov, Liegnitz, nie e.

1 Küchent., 3 Stühle, 1 Grudoe,
2 Markthböcke, 1 gr. Zuchtpauer,
2 Gazerahmen, umzugsh. billig
zu verkfn. Mermannstr. 261I r.

Jeden Dienstag
Sohlaohtefest.

O. Grabaum,
Mansfelderſtraße Nr. 3.
Morgen u. jeden Dienstag

Schlachtefe ſt.
Joh. Fisehor,

Gr. Goſenſtr. 39.
WMorgen, Dienstag:

SchlachtefestHermann Mülner,
Fakobſtraße 15.

enetet. 18 W. ZieſgendigndBf Jr 90 vol.

Uederall erhäiticht
Anokunſe Sder Vezugoquellen für Wieder
verlärfer and Priveaie erteilt dereitwilligt

e e

v

en. i v 5

enneeeereAuferate verantwerti: Rab. An er. Drug der Lalleſch. SenoffenſchBuchdrug. (E. S. m. b. K. Kerleger vorm. Aug. So jaſt A. an ig n. L.

mar

Arbeitsmarkt

arleben
e geg. Vergütung, aus acht
22 barer Familie, zur gründ

lichen Ausbildung, für
ſämtliche Abteilungen

V meines erweiterten
S Kaufhauſes goswont.

S Alex Michel,
Halle a. S.

Stamdesaullihe Nachrichten.

r 2) v S
Lehnig u. Jda e ei

Kunze iemeyerſtraße 15Körnerſtraße 32). Poli e
eant Bäßler und J. ReinickeS Halle Delitzſch). Kaufmann
emer und M. Manz (Halle n.

Köthen). Bergmann Rutkowki
und Anna Bilski (Creisfeld und
Ahlsdorf). Apotheker Teicher u.
E. Stapel (Sallſtedt u. Bismarh).

Eheſchli e 727Schramme und Berta Schi(Schwarza und S 19.
Arbeiter Herbig u. Emma e
(Steinbocksga

ſtraße Se
e genſen m cher See

e mma Franke (Freiimfelder
ſtraße 20). Kernmacher Lieban

m e et Eneun rlſtraßeJ h e Kruhm
oſſerſtraße 17).

Geboren: Kutſcher T.
(Graſeweg 7). Arbeiter Bol S.
Sdloſſerſtraſe 6). Seiler Kauf
mann T. (Bernhardyſtraße z
Arbeiter Barth Zwill. ecke
ſtraße 14). Kaufmann warz

T. m 7). bePanſe bergChauffeur Züeb erſchaer T. e

e tr. 41). Dreher Lehmann
ehe deederhees 7.
wegerbes: uaee h
un vgech rers Winckler Tocht.,
1 Mon. (Mühlberg 9). Verlags

W Dr. phil. r mZiptroCtenſtr o 6)beiter Lepp Sohn, Monate
ESthmiebſteeße 20). da
vutzers Marholdt Sohn, 1(Schützenſtraße P San ar

Direktor a. phil. pmüller, 67 J. (A. d. wegt J
Arbeiter Klaus aus Ramſin, 38(Bergmannstro Kaufm. ühl
mann, 35 J. (Steinweg 38).
Halle-Rord Gr. Brunnenſtr. 30)

17. Juni.
Aufgeboten: Former Weberfs er genAnnan ße 19 und e dorffſtr

un ichener e Wacit

Volks -Buchhandlung.

geboten Kauun rida Kopp (Forſterſtra 1und n ße 27). e t er.

traße 5 und 80).en tmeiſter nen

und R. Ka W
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Beilage zum Volksblatt.
Nr. 141 Halle a. S., Dienstag den 20. Juni 1911 22. Jahrg.

Konfüilt im Verliner zeitungsgewerbe.

Ueber den bei der Firma Auguſt Scherl (Lokalanzeiger, Tag
uſw.) in Berlin ausgebrochenen Konflikt, über den wir in der
Sonntagsnummer unter Gewerkſchaftliches bereits kurz
berichtet haben, wird uns noch aus Berlin geſchrieben:

Die Firma S ch erl hat nach langem Streit um die Regelung
der Arbeitszeit zwei Vertrauensleute ihrer
Maſchinenmeiſter entlaſſen, die Maſchinenmeiſter
erklärten ſich mit den Gemaßregelten ſolidariſch und ſtellten die
Arbeit ein. Nun wollte Scherl auf Grund gegenſeitiger Ab-
machungen, die bei dieſer Gelegenheit ans Tageslicht kamen
ſeine Blätter, Tag, Lokalanzeiger und Abendzeitung, bei den

Firmen Ullſtein u. Ko. und Rudolf Moſſe drucken
laſſen, deren Maſchinenperſonal jedoch die ihm aufgetragene
Arbeit als Streikarbeit verweigerte. Und nun geſchah etwas
ſehr Merkwürdiges obwohl weder bei Ullſtein noch bei Moſſe
ein Menſch daran gedacht hatte, die regelmäßige Arbeit im
Dienſte dieſer Firmen zu verweigern, erklärten ſich die beiden
mit Scherl ſolidariſch, ſie ließen am Sonnabend
ihre Morgenblätter überhaupt nicht erſchei-
nen, und gaben Sonnabend abend ſowie Sonntag früh ihre
Zeitungen nur in dem erheblich verkleinerten Umfange heraus,
in dem jetzt auch wieder die Scherlſchen Blätter erſcheinen
konnten.

Kompliziert wird dieſer eigenartige Zwiſchenfall durch den
Umſtand, daß die Firma Scherl in ihrem Verhalten durch das
Tariſamt gedeckt wird, ſo daß ſie ſelber als tariftreu, das
ſtreikende Maſchinenperſonal aber als tarifbrüchig erſcheint.
Sowohl bei der Regelung der Arbeitszeit, die Anlaß zu dem
Konflikt gab, wie auch bei der Entlaſſung der beiden Meiſter
handelte die Firma entſprechend den Sprüchen der Tarif
inſtanzen, die auch die Arbeiter laut Tarifvertrag als bindend
hätten anerkennen müſſen. Es läßt ſich alſo leider nicht leugnen,
daß ſich die Maſchinenmeiſter von Scherl, als ſie die Arbeit
niederlegten, formell im Unrecht befanden. Eine andere
Frage aber iſt, ob das Verhalten von Scherl und die Sprüche
des Tarifamts ſachlich berechtigt war.

Der gewerkſchaftliche Diſziplinbruch der in Ausſtand ge
tretenen Scherlſchen Zeitungs-Rotationsmaſchinenmeiſter wird
vom Berliner Gauvorſtand des Buchdruckerver-
bandes nicht nur zugegeben, ſondern auch öffentlich ver-
urteilt. Auf der andern Seite hat die Firma Scherl, als ſie
vor Weihnachten vorigen Jahres ſieben Maſchinenmeiſter ent
ließ, von den andern im Betrieb Verbliebenen aber Ueber-
ſtunden verlangte, durch ihr unſoziales Verhalten den ganzen
Konflikt erſt heraufbeſchworen. Das Tarifamt aber hat, von
rein formalrechtlichen Geſichtspunkten ausgehend, ſtatt be
ruhigend und verſöhnend zu wirken, Oel ins Feuer gegoſſen,

ls es durch ein Urteil vom 9. Juni die beiden jetzt entlaſſenen
rauensleute als für ihr Amt nicht qualifiziert verurteilte

und ihr Verbleiben im Betriebe für „einem friedlichen Arbeits
verhältnis im Weg ſtehend“ erklärte. So wenig ein Anlaß
vorliegt, wegen dieſes vereinzelten Vorkommniſſes über die
ganze Jnſtitution der Tarifverträge den Stab zu brechen, ſo
läßt ſich doch nicht verkennen, daß in dieſem einzelnen Fall das
Tarifabkommen weder den Arbeitern noch den Unternehmern
gehalten hat, was ſie ſich von ihm verſprachen. Ob daran das
Tarifabkommen ſelbſt ſchuld iſt, oder bloß die an dieſem Streit-
fall Beteiligten die Verantwortung tragen, ſoviel iſt ſicher, daß
ſes ungerecht wäre, die Schuld einzig und allein den wenigen
tarifbrüchigen Arbeitnehmern aufzuladen.
Da die Scharfmacher die Gelegenheit benützen, um gegen
die Tarifverträge Sturm zu laufen, wird die Diskuſſion über
dieſe Seite des Konfliktes wohl nicht ſobald verſtummen und
les wird ſich noch Gelegenheit genug ergeben, auf ſie zurückzu-
kommen.

Der Konflikt bietet aber auch in magcher andern Beziehung
viel Jntereſſantes, vor allem ſchon durch die tief einſchneidende
Wirkung, die er auf das Leben der Reichshauptſtadt ausübte.
Ein und eine Viertel Million Zeitungsleſer
lieben am Sonnabend frühohne Morgenblatt

und erhielten an deſſen Stelle nur ein dürftiges Flugblatt,
welches ihnen die vorläufige Einſtellung des Erſcheinens ihrer
Zettung ankündigte. Für Paris, wo man alle vierzehn Tage
ein Stückchen Generalſtreik erlebt, wäre ein ſolcher Vorfall eben
nichts Außerordentliches, er war es aber für Berlin wo man
ſeit Menſchengedenken ähnliches nicht erlebt hat. Der Gedanke,
daß von einer Handvoll ſtreikender Arbeiter eine ſolche Maſſen
wirkung ausgehen konnte, mußte geradezu verblüffen. Der
große Straßenbahnerſtreik und der ſeinerzeit mißlungene Licht-
ſſtreik der Elektrizitätsarbeiter ſind halb vergeſſen, an eine
Streikſtörung im Zeitungsbetrieb dachte wegen der hier be-
ſtehenden tariflichen Einrichtungen kein Menſch. Das allge
meine Erſtaunen war alſo nicht gering, und wenn dabei bürger-
lichen Kreiſen die Bedeutung der Lohnarbeiter als
Produzenten wieder etwas ſtärker zu Bewußtſein ge-
kommen ſein ſollte, ſo wird man das als eine nützliche Neben-
ſwirkung der an ſich recht unerfreulichen Affäre betrachten
dürfen.

Aber noch etwas anderes weckte Erſtaunen: die bei dieſer
Gelegenheit hervortretende vollkommene Solidarität der
ſdrei Rieſenfirmen des Berliner Zeitungsbetriebes Moſſe, Ull-
ſſtein und Scherl. Man ſieht hier einen Zeit ungstruſt
heranwachſen, der etwas Gigantiſches hat und deſſen Gefahren
nicht verkannt werden dürfen.

Daß geſchäftliche Abmachungen verſchiedener Art zwiſchen den
drei Großftrmen beſtehen, war ſchon lange bekannt. So beſteht
ein Abkommen, durch welches die Firmen ſich verpflichten, ein
ander nicht die Angeſtellten durch höhere Gehaltsangebote weg
zuengagieren. (Ein ähnliches Abkommen bezüglich ihrer An-
geſtellten beſteht zwiſchen den D.Banken und war ſeinerzeit
von dem jetzigen Geſchäftsführer von Ullſtein Herrn Georg
'Bernhard mit reichlichem Aufwand von Entrüſtung verurteilt
'worden.) Ein anderes Abkommen, das erſt kürzlich geſchloſſen
wurde, regelt die Jnſeratenvermittlung im Jntereſſe der be
teiligten Firmen. Daß aber eine Abmachung beſteht, durch die
ſich die drei Firmen auch ihren Arbeitern gegenüber ſolidariſch
erklären, war bisher nicht bekannt. Und doch muß eine ſolche
ſehr weitgehende Abmachung beſtehen, denn ſonſt wäre es ein
Rätſel, warum auch Ullſtein und Moſſe ihre Blätter zeitweife
gar nicht, zeitweiſe in ſtark verkleinertem Umfang erſcheinen
ließen. Wie geſagt, lag dazu in den Betrieben ſelbſt nicht
der allermindeſte Grund vor, keinem Maſchinenmeiſter,
von Setzern und Stereotypeuren ganz zu ſchweigen, iſt es ein
gefallen, die Arbeit für de eigene Firma zu verweigern,

bloß die „Streikarbeit“ wurde abgelehnt. Und wenn
dieſe Streikarbeit nach tarifamtlicher Auffaſſung auch keine
war, weil eine Berechtigung zum Streik bei Scherl nicht vorlag,
ſo wird doch jeder Arbeiter, ſollte aber auch jeder ſozial
empfindende Menſch das Verhalten der Maſchinenmeiſter
menſchlich begreifen müſſen, denen es gegen das Gefühl
ging, ihren vom Tarifamt verurteilten Kollegen in den Rücken
zu fallen.

Für die Firmen Ullſtein und Moſſe, die ihr eigenes ſoziales
Empfinden nicht genug rühmen können, lag kein Anlaß vor,
mit ihrem Perſonal in Konflikt zu geraten, wenn ſie nicht durch
ein ſehr weitgehendes Geheimabkommen mit Scherl gebunden
waren. Und da nicht anzunehmen iſt, daß ſie aus bloßem
Scharfmacherübermut handelten, muß der Beſtand eines ſolchen
Abkommens als ſicher angenommen werden. Dadurch fällt auf
die Zuſtände im Berliner Zeitungsgewerbe ein neues be-

zeichnendes Licht.
Die Macht der drei großen Zeitungsverlage Ullſtein, Moſſe

und Scherl, die mehr als eine Million deutſcher Zeitungsleſer
mit täglicher geiſtiger Koſt verſorgen, iſt ohnehin ſchon außer-
ordentlich groß. Sie muß noch gewaltig ſteigen, wenn ſich dieſe
Firmen ſhyndizieren und gegenüber den Angeſtellten, den Ar-
beitern, den Jnſerenten, ſchließlich auch den Abonnenten zu
einem geſchloſſenen Ganzen vereinigen. Angeſichts einer ſolchen
großkapitaliſtiſchen Meinungsmacht erkennt man erſt ganz den
Segen einer ſozialdemokratiſchen Arbeiter-
preſſe, die nicht einzelnen Kapitalsherren untergeordnet,
ſondern demokratiſch gegliederten Arbeiterorganiſationen und
nur dieſen allein verantwortlich iſt. Nur die Arbeiterklaſſe mit
ihrer Preſſe kann die öffentliche Meinung ſchützen vor dem
drohenden Abſolutismus des Geldſacks?

Die Scherl-, Moſſe- und Ullſteinblätter find am Sonntag
morgen noch nicht wieder in ihrem alten Umfang erſchienen.
Der Konflikt der Maſchinenmeiſter iſt noch nicht beigelegt. Die
Ausſtändigen haben ein Flugblatt verbreitet, das ihren Stand-
punkt verteidigt. Die Verbandsleitung hat auf das Flugblatt
eine neue Erklärung erlaſſen, in der das Verhalten der
Maſchinenmeiſter kritiſiert wird.

Das Perſonal der drei Firmen hielt Sonnabend abend eine
Verſammlung ab. Es wurde darin mitgeteilt, daß die Firma
Moſſe erklärt habe, bei ihr ſolle keine Streikarbeit
mehr hergeſtellt werden, worauf beſchloſſen wurde, die Arbeit
bei Moſſe und Ullſtein am Sonnabend abend wieder aufzu-
nehmen. Jm übrigen wird Sonntag mittag in einer Buch-
drtuckerverſammlung in der Neuen Welt, einem der größten
Lokale Berlins, weiter über die Frage verhandelt werden.

g. Juternationaler Textllarbeiter- Kongreß

k. r. Amſterdam, 15. Juni 1911.
Vierter Verhandlungstag.

Die Verhandlung beginnt mit der Beratung einer Reſo-
lution der Engländer, die verlangt, daß der Kongreß die Not
wendigkeit anerkennt, die Zahl der Fabrikinſpektoren derart
zu erhöhen, daß die Vorſchriften auf Reviſion der Fabriken in
den einzelnen Ländern durchgeführt werden können. Dieſe
Fabrikinſpektoren ſollen aus der Arbeiterklaſſe entnommen
werden. Von der deutſchen Delegation wird dazu beantragt,
daß die Gewerbeinſpektion auf die Heiminduſtrie aus
gedehnt wird und daß männliche und weibliche In
ſepktoren der Arbeiterklaſſe entnommen und von der Arbeiter
ſchaft ſelbſt gewählt werden.

Der Referent Croß- England gab der Reſolution eine Be
gründung, aus der hervorgeht, daß die engliſchen Arbeiter
trotz ihrer älteren, ſtärkeren und anders gerichteten Arbeiter
bewegung unter demſelben Mangel an ſozialen Schutz für
Leben und Geſundheit in den Betrieben leiden wie die Ar-
beiter des Kontinents. Es fehlt an durchgreifenden geſetzlichen
Zwangsbeſtimmungen für die Unternehmer, an der genügen-
der Anzahl Betriebskontrollbeamter, um wenig-
ſtens die Jnnehaltung der beſtehenden ſpärlichen Geſetzesvor-
ſchriften von den Unternehmern zu erzwingen, es fehlt vor
allem an der ſachlich beruflichen Schulung dieſer
Beamten, da ſie genau wie bei uns aus den Reihen bei bürger-
lichen Kreiſen, anſtatt aus den Reihen der Arbeiter genommen
werden. Die ſogenannten „praktiſchen“ engliſchen Arbeiter,
die nach der Behauptung unſerer bürgerlichen und chriſtlichen
Sozialpolitiker keine „perfiden, unerfüllbaren“ Forderungen
aufſtellen, ſind deshalb zu genau denſelben Forderungen wie
die „ſozialdemokratiſch verhetzten“ deutſchen Arbeiter ge-
kommen.

Nach dem engliſchen Redner zeichnete Sanrhyn Belgien ein
Bild der ſkandalöſeſten Zuſtände in den belgiſchen Textil-
fabriken. Belgien iſt in bezug auf ſeine Fabrikzuſtände eines
der verkommendſten und rückſtändigſten Ländern. Jn den
Textilfabriken herrſcht der ſchamloſeſte Raubbau mit der weib-
lichen Arbeitskraft. Die Sterblichkeit der Kinder bis zu fünf
Jahren beträgt unter der Bevölkerung der Flachsſpinnereien
gewiſſer Diſtrikte 62 Prozent. Jn der Kunſtſeidenfabri-
kation werden neben anderen giftigen Stoffen große Mengen
Alkohols bei der Herſtellung des Produktes verwandt, das
verleitet ſelbſtverſtändlich zum Genuß des Alkohols; aber auch,
ohne daß der Alkohol direkt getrunken wird, benebelt der auf-
ſteigende Dunſt die Arbeiter, ſo daß als Reſultat allabend-
liche Trunkenheit der betreffenden Arbeiter und Arbeite-
rinnen an der Tagesordnung iſt. Jn anderen Fabriken und
Diſtrikten herrſcht noch die elfſtündige Arbeitszeit,
dazu müſſen die betreffenden Arbeiter oft ſtundenweite Wege
zurücklegen.

Der von der deutſchen Delegation beantragte Zuſatz wurde
von RödelPlauen begründet und beſonders der engliſchen
Delegation vor Augen geführt, daß zur Durchſetzung der auf-
geſtellten Forderungen die politiſche Betätigung der Ar-
beiter unerläßlich ſei, daß es aber nur eine einzige politiſche
Partei gibt, die grund ſätzlich, nicht aber in gelegentlichen
Einzelfällen, und dann aus wahltaktiſchen Gründen für die
Arbeiterforderungen eintritt, und dieſe Partei ſei lediglich die
Sogzialdemokratie.

Je ein Redner aus Belgien und Frankreich ſchloſſen ſich der
von Rödel vertretenen Forderung an. Renard Frankreich
kam darauf zurück, daß der engliſche Redner geſagt habe, daß
in England im Durchſchnitt auf je 1000 Betriebe nur ein Kon-
trolleur komme. Dieſes Verhältnis ſei in Frankreich noch weit

ſchlimmer; dort komme ein Kontrolleur im Durchſchnitt erſt
auf 1500--1800 Betriebe.

Jn der Abſtimmung ſtimmten die Engländer, Fran-
zoſen und Belgien gegen einen Zuſatzantrag der Oeſter
reicher, die Gewerbeinſpektoren mit der
nötigen Exekutivgewalt auszurüſten, damit
ſie in der Lage ſind, die gefundenen Uebel-
ſtände und Mängel aus eigener Machtvoll-
kommenheit zu beſeitigen.“

Die fünf anderen Länder ſtimmten für dieſen Antrag, doch
da zur Annahme eines Antrags eine Dreiviertel- Majorität
notwendig iſt, iſt dieſer öſterreichiſche Antrag abgelehnt. Da
gegen wird die ſkizzierte Reſolution einſtimmig angenommn.

Ogden- England begründete dann eine Reſolution: „deß
der Kongreß das Syſtem der Geldſtrafen und Lohn-
ab züge verurteilt und ſich verpflichtet, für die Schaffung
eines Geſettzes einzutreten, welches jenes Syſtem als unge
ſetzlich bezeichnet. An der Hand zahlreicher Beifpiele führte
der Referent den Beweis, daß auch in England die Geld und
Lohnſtrafen, die häufig ohne jegliche Kontrolle ver-
hängt werden, von den Unternehmern lediglich als ein Mittel,
ſich in der ſchofelſten Weiſe zu bereichern, betrachtet werden.

Krätzig Deutſchland führte aus, wie der deutſche Ver
band dieſes dunkle Kapitel bereits auf ſeiner letzten General
verſammlung behandelt habe und an der Hand einer Unzahl
von Fällen ein förmliches Syſtem feſtgeſtellt hat, welches
einer Konfiskation des Lohnes gleichkommt. Neben den
Lohnſtrafen ſind noch ſtellenweiſe ſo brutale Körpermißhand
lungen Sitte, daß die Ehre und Menſchenwürde der Arbeiter
mit Füßen getreten wird. Die deutſche Organiſation hat Vor
ſorge zur Sammlung des Materials getroffen; dasſelbe ſoll
dann an die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion und an den
ſozialpolitiſchen Ausſchuß der Generalkommiſſion zur Weirter
verwendung gegeben werden. Außerdem werden die kraſſeſten
Fälle im Jahrbuch des Verbandes veröffentlicht, damit ſie in
der Agitation Verwendung finden. Die Deutſchen begrüßen es
deshalb, daß jetzt auch die Engländer gegen dieſe Beraubung.
der Arbeiter Front machen und fordern, daß den Unterneh-
mern geſetzlich das Recht genommen wird, aus eigener
Machtvollkommenheit eine ſelbſtherrliche Juſtiz zu üben und
Geld und Lohnſtrafen über die Arbeiter zu verhängen.

Orbau- Belgien ſchließt ſich den Vorrednern in ihrer
ſcharfen Kritik an, da das Strafſyſtem auch in Belgien äußerſt
ſcharf gehandhabt werde. Nach 1902, wo die Sozialdemokraten
in größerer Anzahl in dos Parlament kamen, iſt es für einige
Jahre beſſer geworden. Die geringen geſetzlichen Vorſchrift-
ten, die die Sozialdemokratie während ihrer parlamen-
tariſchen Wirkſamkeit durchgeſetzt haben (z. B. die Anwendung
einer Kontrollmaſchine), haben die Unternehmer, beſonders in
Flandern und Brabant, faſt gänzlich wieder außer Wirkfam-
keit geſetzt. Ein Beweis, wie wenig den Arbeitern die wirt
ſchaftliche Bewegung allein nutzt, wie ſie vielmehr ihre
Jntereſſen auf ökonomiſchem und politiſchem Gebiete ver
fechten müſſen, bis ſie derart geſetzlich feſtgelegt ſind, daß die
Unternehmer ſie nicht bei jeder wirtſchaftlichen Depreſfion ein
fach wieder über den Haufen rennen.

Peters- Holland zeigte, wie auch in ſeinem Lande das
Syſtem der Lohn- und Geldſtrafen einen Umfang und Formen
angenommen hat, die geradezu zum Himmel ſchreien. Die
Unternehmer haben Lohnzettel in Anwendung, die mehr als
20 verſchiedene Poſitionen führen, auf Grund deren ſie über.
die Arbeiter Geldſtrafen verhängen. Als vor einigen Jahren
unter dem Druck der Kritik der ſozialdemokratiſchen Abgeord-
neten von der bürgerlichen Parlamentsmehrheit ein Geſetz
gegen die ſchärfſten Uebergriffe der Unternehmer geſchaffen
wurde, geſtaltete die bürgerliche Parlamentsmehrheit es ſo
lückenhaft, daß die Unternehmer die Geldſtrafen nur in
„Schadenerſatz“ umzutaufen brauchten, um ihre alte Praxis,
der Beraubung der Arbeiter ungeniert fortſetzen zu können.
Den Arbeitern aber ſteht gegen dieſe Prellereien kein anderer
Weg offen, als die Rückerſtattungsklage auf zivilgerichtlichem
Wege gegen die Unternehmer einzureichen. Die Reſolution
wurde darauf einſtimmig angenommen.

Am Freitag werden die Verhandlungen forigefüährt.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 19. Juni 1911,

Unterm „liberalen“ Ausnahmerecht!
Mitgliederverſammlung im Walde.

Die Generalverſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins
für Halle und den Saalkreis hat im September im Walde bei
Dölau beſchloſſen, der reaktionären Auslegung des Reichs
vereinsgeſetzes durch die Polizeiverwaltung des angeblich
liberalen Magiſtrats der Stadt Halle nicht nachzugeben. Die
Genoſſen wollten ſich das durch das Reichsvereinsgeſetz zuge-
ſicherte Recht, Vereinsverſammlungen ohne polizeiliche Ueber-
wachung abzuhalten, nicht durch die einzig daſtehenden Taten
unſerer Polizei ſtreitig machen laſſen. Da nun die Polizei
auch die vor wenigen Wochen im Volkspark veranftaltete Mit-
gliederver ſammlung wieder entgegen dem Wortlaut des Ge-
ſetzes überwacht hat, ſo blieb, wollte man unbehelligt bleiben,
nichts anderes übrig, als wieder auswärts und im Freien zu
tagen. So hielt denn am geſtrigen Sonntag der Sozialdemo-
kratiſche Verein ſeine zur Erledigung dringender Angelegen
heiten notwendig gewordene Mitgliederver ſammlung wie
man uns berichtet wieder im Freien, auf dem Roten Berge
in der Dölauer Heide ab. Wohl an die 500 Genoſſen hatten
ſich, nach den uns vorliegenden Mitteilungen, in kleinen Trupps,
die von der Polizei nicht bemerkt wurden, zu der Verſammlung
begeben. Die Verſammelten nahmen Stellung zu den neueſten
Polizeitaten. Widerſpruchslos wurde dem Vorſchlage zuge-
ſtimmt, ſo lange bis das Oberverwaltungsgericht über die gegen,
die Polizeimaßnahmen eingeleitete Klage entſchieden hat, dabei
zu verharren, daß Mitgliederverſammlungen unter poligeilicher
Ueberwachung nicht abgehalten werden. Es wurde dringend
davor gewarnt, ſich bei neuen Polizeitaten provozieren zu
laſſen, oder gar die Poliziſten durch Worte und Taten zu provo
zieren. Auch wenn einem das Blut in den Adern kocht bei den
rückſichtsloſen Eingriffen der Polizei, ſolle äußerlich die größte
Ruhe bewahrt werden. Die Beamten müßten einfach unbe
achtet gelaſſen werden. Es dürfe ihnen nicht durch Erregungs-
ausbrüche Material zu Ausnahmegeſetzen und neuen Aus
nahmeakten geliefert werden.
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erneuter Kraft weiterſchoß.

Die Verſammlung behandelte dann noch eine Reihe geſchäft
licher Angelegenheiten, Geldbewilligungen und Feſtſetzung für
die nächfte Zeit geplanter Veranſtaltungen.

Nachdem dieſe wichtigen Dinge erledigt waren, brachten Rad
fahrer die Meldung, daß Gendarmen im Anzuge ſeien. Es
erfolgten nun noch einige kurze Mitteilungen und dann wurde
die Verſammlung mit dreifachem Hoch auf die internationale,
völkerbefreiende Sozialdemokratie geſchloſſen. Unter den
Klängen der Jnternationale zogen die Genoſſen wieder durch
den Wald der ungaſtlichen Stadt Halle zu. Der erſte Gendarm,
der auf dem Roten Berge eintraf, fand ſchon nichts mehr
zu tun vor. Und bei der Rückkehr war auf den von der Heide
in die Stadt führenden Wegen kein Schutzmann zu ſehen.
Unſere Organiſation hat wieder bewieſen, daß alles klappt, wie
ſie es will. Und ſo wird die Polizei ſie auch fernerhin nicht an
der unbewachten Erledigung ihrer Geſchäfte hindern können.

Das Ordnungsſtrafrecht der Krankenkaſſen.
Geſetzlich haben die Krankenkaſſen das Recht, Verſicherten,

welche die Krankenvorſchriften übertreten oder den Anord-
nungen des behandelnden Arztes zuwiderhandeln, mit Ord-
nungsſtrafen bis zum dreifachen Betrage des täglichen
Krankengeldes für jeden einzelnen Uebertretungsfall zu be-
legen. Es wäre ſehr wünſchenswert, daß die Kranken ſich nach
dieſer Richtung keine Verſtöße zuſchulden kommen laſſen. Um-
gekehrt können wir aber auch nicht einſehen, daß bei der ge
ringſten Kleinigkeit gleich die höchſten Strafen angeordnet
werden müſſen. Jn welcher Weiſe aber die Betriebskranken
kaſſe der Firma C. Fallnich in Halle a. S. von dem Straf-
recht Gebrauch machte, davon einige Beiſpiele:

Nr. 1. Herrn M. P., hier, Halle a. S., 21. April 1911. Bei
Jhrer Krankmeldung haben Sie die Wohnung Weiden-plan 25 angegeben. Wie wir jedoch aus der von Jhnen bei

dem hieſigen Magiſtrat eingereichten Beſchwerde erſehen,
wohnen Sie Kleine Ulrichſtraße 8. Dadurch wurde uns eine
Krankenkontrolle unmöglich und nehmen wir Sie dieſerhalb
wegen Verſtoßes gegen S 9 Abſ. 1 unſerer Vorſchriften über
Krankmeldung uſw. in eine Ordnungsſtrafe von 6 Mark.

Betriebskrankenkaſſe der Firma Fallnich uſw.
Nr. 2. Herrn M. P., hier, Halle a. S., 21. April 1911. Als

Sie am 19. d. M., früh 815 KÜhr bei Herrn Dr. Goebel mit
vorſprachen, rochen Sie ſtark nach Alkohol, ſo daß Sie gegen
8 6 unſerer Vorſchriften über die Krankenmeldung uſw. ver-
ſtoßen haben. Wegen dieſes Verſtoßes nehmen wir Sie hier-
mit in eine Ordnungsſtrafe von 6 Mark.

Betriebskrankenkaſſe der Firma Fallnich uſw.
Nr. 3. Herrn M. P., hier, Halle a. S., 2. Mai 1911. Sie

haben auf Grund des von uns am 7. v. M. ausgeſtellten
Krankenſcheines, nachdem Sie bereits am 18. v. M. geſund
geſchrieben waren, am 19. v. M. nochmals ärztliche Hilfe in
Anſpruch genommen, wodurch Sie gegen 8 3 unſerer
Krankenordnung verſtoßen haben, denn bei jeder neuen Er-
krankung iſt dem Arzte ein neuer Krankenſchein vorzulegen.
Wir nehmen Sie deshalb in eine Ordnungsſtrafe von 4 Mk.

Betriebskrankenkaſſe der Firma Fallnich uſw.
Wegen dieſer Strafen legte der Verſicherte Beſchwerde beim

Magiſtrat als Auffichtsbehörde ein. Die Folge davon war,
daß die Kaſſe die beiden erſten Strafbeſcheide ſofort zurückzog.

Die dritte Strafe wurde vom Magiſtrat auf eine
Mark ermäßzigt. Zu den Strafbeſcheiden iſt im ein-
zelnen noch zu bemerken: P. hat nicht wiſſentlich ſeine Woh
nung falſch angegeben. Ehe er die Wohnung Kl. Ulrichſtraße
bezog, hat er Weidenplan W gewahnt. Bei der Krankmeldung
nahm ein Beamter im Bureau der Firma den Sieuerzettel
des P. in Empfang und ſchrieb von demſelben irrtümlich die
Wohnung Weidenplan 25 ab. Zu 2 beſtreitet P. ganz ent-
ſchieden, früh 814 Uhr ſchon Alkohol genoſſen zu haben. Daß
die prompte Mitteilung Dr. Goebels an die Kaſſe, P. habe
nach Alkohol gerochen, notwendig war, iſt auch nicht einzu-
ſehen. Zu 3 hat der Verſicherte, nachdem er den Arzt aufge
ſucht, den Krankenſchein von der Kaſſe verlangt. Dieſer
wurde ihm aber verweigert. Sonmit wollte die Kaſſe
vom 189. April ab die Leiſtungen verweigern, dafür aber 10 Mk.
Strafe einziehen. Dies Geſchäft iſt ihr dann doch verſalzen

worden. JKommunale Arbeitsloſenverſicherung in Köln, nicht in Halle.
An Stelle der bisherigen „Stadtkölniſchen Verſicherungskaſſe

gegen Arbeitsloſigkeit im Winter“ ſoll in Köln a. Rh. mit dem
1. Juli d. J. eine Verſicherungskaſſe ins Leben treten, die ſich

von der alten Einrichtung, einer Gründung des Jnduſtriellen
Kommerzienrats Schmalbein, an die die Stadt jährlich 20 000
Mark Zuſchuß zahlte, weſentlich unterſcheidet. Zunächſt wird
die Kaſſe die Arbeitsloſigkeit während des ganzen Jahres er
faſſen. Dann werden die Arbeiterorganiſationen in her-
vorragendem Maße an der Kaſſe beteiligt. Die Stadt erhöht
ihren Zuſchuß im Bedarfsfalle bis auf 100 000 Mark, wofür
ſie 6 von den 20 Sitzen im Beſamtvorſtand erhält. Die Ver
ſicherten und die Gewerkſchaften erhalten 10 Sitze; einen Sitz
hat der Vorſitzende der Aufſichtskommiſſion des Allgemeinen
Arbeitsnachweiſes der Stadt Köln und drei entfallen auf die
„Stifter“ und „Ehrenmitglieder“. Dieſe beiden Anhängſel ſind
ein Zugeſtändnis an die alte Kaſſe, die man mit ihren 140 000
Mark Vermögen herübernahm. „Stifter“ iſt derjenige, der
einen einmaligen Beitrag von 300 Mk., „Ehrenmitglied“, wer
jährlich 5 Mark Beitrag zahlt. Den Gewerkſchaften hat man
erhebliche Zugeſtändniſſe gegenüber dem erſten Statutenentwurf
machen müſſen; indes war die Ausſchaltung jenes patriarcha

liſchen Anhängſels nicht zu erreichen.
Die Mitglieder ſind ja nach der in ihrem Berufe mehr oder

weniger häufigen Arbeitsloſigkeit in drei Gefahrenklaſſen ein-
geteilt. Jnnerhalb jeder Gefahrenklaſſe gibt es zwei Tarife, die
je nach der Beitragshöhe eine geringere oder höhere Unter-
ſtützung feſtſetzen. Nach dem erſten Tarif zahlt man, ſofern die
zuſtändige Gewerkſchaft nicht der Kaſſe angeſchloſſen iſt, 15,
20 und 40 Pf. Wochenbeitrag, je nach der Gefahrenklaſſe, und
erhält dafür pro Tag 1,50 Mk. Arbeitsloſenunterſtützung wäh-
rend der erſten 20 Tage und 0,75 Mk. während weiterer 40
Tage. Nach dem höheren Tarif erhält man bei 20, 30 bezw. 60
Pfennig Wochenbeitrag 2 Mk. bezw. 1 Mk. Unterſtühung. Jm
Jahre kann hier alſo an 60 Tagen Unterſtützung bezogen wer-
den, die ſich im Höchſtfalle auf 80 Mk. beläuft. Für die erſten
ſechs Tage der Arbeitsloſigkeit wird nichts gezahlt.

Die Gewerkſchaften zahlen bedeutend geringere Beiträge, bis
hinunter zu 2 Pf. pro Woche und Mitglied. Auf Grund mit der
Kaſſe abzuſchließender Verträge können die Gewerkſchaften eine
Rückverſicherung eingehen, ſo daß ihnen die Kaſſe je nach der
Beitragsdauer pro Tag der Arbeitsloſigkeit von 0,75 Mk. bis
1,50 Mk. zahlt, und zwar innerhalb 52 Wochen bis zu 60 Tagen
bei dem einzelnen Mitglied. Die von der Organiſation gewährte
Arbeitsloſenunterſtützung muß um mindeſtens 25 Pf. pro Tag
höher als die Rückvergütung ſein. Die Gewerkſchaften zahlen,
wenn ſie in den erſten ſechs Wochen nach Gründung der Kaſſe
beitreten, je nach der Gefahrenklaſſe 2, 5 oder 15 Pf., für ſpäter
beitretende Organiſationen jedesmal das Doppelte pro Woche
und Mitglied.

Eine Konferenz der Kölner Gewerkſchaftsvorſtände bedauerte
zwar, daß bei dem Statut einige grundſätzliche Bedenken nicht
ausgeräumt wurden, empfahl im übrigen aber den Beitritt, in
der Erwartung, daß nach Ablauf der zwei Jahre, ſür die die
ganze Einrichtung verſuchsweiſe gedacht iſt, weitere Reformen
eintreten.

Bei uns in Halle gibt die Stadtverwaltung ſtatt
loſenverſicherung den Arbeitern polizeiliche
maßnahmen.

Arbeits
Unterdrückungs-

Die Entfernung eines Werkmeiſters als „Erlangung günſtiger
Lohn und Arbeitsbedingungen“.

(S 153 der Gewerbeordnung.)
Jn Finſterwalde hatten die Hutmacher des Fabrikanten

Buſſe geſtreikt. Der Streikende Krüger nannte den einzigen
Streikbrecher, der neben dem Werkmeiſter arbeitete, auf der
Straße nach vergeblichem Verſuch, ihn zum Anſchluß an den
Streik zu bewegen, ein „nettes Früchtel“ und einen Streik-
brecher. Er wurde deshalb von der Strafkammer in Kottbus
auf Grund des 8153 der Gewerbeordnung zueiner
Freiheitsſtrafe verurteilt, weil er verſucht habe,
jenen Arbeitswilligen durch Ehrverletzung oder Verrufs-
erklärung zu bewegen, ſich einer Verabredung gemäß 88 152
und 153 der Gewerbeordnung anzuſchließen, nämlich einer
„Verabredung zum Behufe der Erlangung günſtiger Lohn und
Arbeitsbedingungen“. Die Strafkammer nahm auf Grund
der Ausſage des Fabrikanten an, daß der Streik den Zweck ge-
habt habe, den Werkmeiſter K., den damals einzig Unorgani-
ſierten im Betriebe, aus dem Betriebe zu entfernen. Man
hätte ſeine Entlaſſung erzwingen wollen. Dieſe wäre aber
als „Erlangung günſtiger Lohn- und Arbeitsbedingungen“ für

Die kleine Roque. e. verb.
Novelle von Guy de Maupaſſant.

Kaum wwvar er jedoch draußen, ſo bedrückte ihn die ſchwere
glühende Luft über den Wieſen noch mehr. Die Sonne, die
noch hoch am Himmel ſtand, goß glühende Lichtſtröme auf die
vertrocknete, durſtige Erde. Kein Windhauch bewegte die
„Blätter. Alle Tiere, alle Vögel, alles ſchwieg. Renardet er-
reichte die hohen Bäume und ſchritt auf dem Moos dahin, an
der Seite des Flüßchens, das ein wenig Friſche in das weite
Laubgewölbe hauchte. Doch empfand er ein ſtarkes Unbehagen.
Es kam ihm vor, als preſſe ihm eine unſichtbare Hand den
Hals zu; er dachte an nichts, denn er gab ſich' überhaupt nicht
viel mit Gedanken ab. Unbeſtimmt nur kam ihm zwei- oder
dreimal ſein Vorhaben, ſich wieder zu verheiraten, in den
Sinn. Er litt unter ſeinem Alleinſein, litt körperlich und

geiſtig unter demſelben. Er war ſeit zehn Jahren daran ge-
wöhnt, eine Frau neben ſich zu fühlen, war an ihre Gegenwart,
an ihre tägliche Umarmung gewöhnt, und empfand ein ihm un-
bewußtes und doch gebieteriſches Bedürfnis nach derſelben. Seit

dem Tode der Madame Renardet litt er ununterbrochen, ohne
u wiſſen warum litt, weil er ihr Kleid vicht mehr in ſeinen

Zimmern rauſchen hörte, litt ganz beſonders, weil er ſich nicht
mehr in ihren Armen ausleben und beruhigen konnte. Er war
ſeit kaum ſechs Monaten Witwer und ſuchte ſchon in der Um-
gegend nach dem jungen Mädchen, oder der Witwe, die er nach
dem Trauerjahr heimführen wollte.

Seine Seele war keuſch, doch wohnte ſie in einem herkuliſchen
Körper; und ſinnliche Bilder begannen ſeinen Schlaf und ſeine
Nächte zu beunruhigen. Er verjagte ſie; ſie kamen wieder und
er lachte wohl manchmal dabei über ſich ſelbſt und murmelte:
„Jch bin ja der richtige heilige Antonius!“
Da ihm auch an dieſem Morgen verſchiedene der läſtigen
Viſionen gekommen waren, faßte er den Entſchluß, in der
Brindille zu baden, um ſein Blut ein wenig abzukühlen.

Er kannte ein Stückchen weiter eine breite und tiefe Stelle,
die oft von den Landleuten im Sommer als Badeplatz benutzt
wurde und begab ſich dorthin.

Dichte Weiden umgaben das klare Becken, in dem die Strö-
mung faſt ganz nachließ, ehe ſie am Ausgang desſelben mit

Als Renardet ſich dieſer Stelle
näherte, glaubte er ein leichtes rin zu hören, ein Plät-'ſchern, das nicht von den winzigen elen ſelbſt kommen
konnte. Er bog langſam die Zweige auseinander und ſchaute

was es wohl ſein könnte. Es war ein nacktes, kleines
W deſſen Körper weiß durch das durchſichtige Waſſer
Minkte. Sie ſchlug mit beiden Händen in die Flut, tauchte ein
wenig und drehte ſich mit allerkliebſten Bewegungen um ſi
el im e herum. Sie war kein Kind mehr, aber
nach kein Weſd; waßlentwickell und eundlichz und doch hatte

das kleine Mädchengeficht den Ausdruck des zu ſchnell er
wachſenen und erblühten Kindes. Renardet bewegte ſich nicht.
Er war wie an den Boden gewurzelt, von Ueberraſchung und
ſonderbarer Angſt befallen. Der Atem blieb ihm vor einer
durchdringenden, ſeltſamen Erregung ſtehen. Und er ſtand
mit hochklopfendem Herzen vor dieſem Bilde und glaubte,
einer ſeiner ſinnlichen Träume ſei Wirklichkeit geworden, eine
unreine Göttin 138 hier dies erregende und doch noch zu
junge Weib vor ihn hergezaubert, eine kleine ländliche Venus,
die aus den Strudeln des Flüßchens entſtiegen ſei, wie die
andere, die große aus den Wellen des Meeres.

Jetzt ſtieg das Kind aus dem Bade und ſchritt, ohne ihn zu
ſehen, auf ihn zu, um ſeine Kleider zu holen und ſich anzu
ziehen. Je näher das Mädchen kam, aus Furcht vor den ſpitzen
Steinen vorſichtig und zögernd auftretend, um ſo heftiger
fühlte er ſich durch eine unwiderſtehliche Kraft auf ſie zu-
getrieben, durch ein nicht zu bändigendes tieriſches Verlangen
ſeines Fleiſches angeſtachelt, das ſeinen Geiſt verwirrte und
ihn vom Kopf bis zu den Füßen erſchaudern ließ.

Die Kleine blieb einige Augenblicke hinter der Weide, die
ihn verbarg, ſtehen. Da entfloh ihm der letzte Reſt Bewußt-
ſein. Er zog die Zweige auseinander, ſtürzte ſich auf ſie und
riß ſie in ſeine Arme. Sie fiel zu Boden, zu ſehr erſchrocken,
um Widerſtand leiſten oder auch nur einen Laut ausſtoßen
zu können, und er nahm ſie, ohne zu wiſſen, was er tat.

Er erwachte aus ſeinem Verbhrechen, wie man aus einem
Alpdruck erwacht. Das Kind begann zu weinen.

Er ſagte: „Sei ſtill, ſei ſtill, ich gebe dir Geld.“
hörte nicht, ſondern ſchluchzte laut.

Er flüſterte nochmals haſtig: „Aber ſei doch ſtill, ſei doch
ſtill, ſei doch ſtill

Doch ſie ſchrie jetzt aus Leibeskräften, und wand ſich, um
von ihm loszukommen.

Da ſah er plötzlich ein, daß er verloren war, und er faßte
ſie um den Hals, um ihre ſchneidenden, entſetzlichen Angſtlaute
aufzuhalten. Da ſie jedoch fortfuhr, ſich mit der verzweifelten
Kraft der Todesangſt zu wehren zog ſich ſeine Herkuleshand
immer feſter um die kleine Kehle zuſammen und er hatte ſie
in ein paar Augenblicken erwürgt, ohne es eigentlich zu wollen,
War es zu wiſſen, bloß weil er ſie zum Schweigen bringen
mußte.

Dann, plötzlich von Entſetzen erg i ffen, ließ er ſie los.
Sie lag leblos mit ſchwarzem Geſichte vor ihm. Er gedachte

zu fliehen, als ſich in ſeiner Seele der geheimnisvolle und
verwirrte Jnſtinkt erhob, der alle Weſen in der Gefahr leitet.

Zuerſt wollte er den Leichnam ins Waſſer werfen. Dann
trieb es ihn zu den Kleidern, aus denen er ein kleines

Bündel machte. Dies band er mit einem Stück Bindfaden,
den er in der Taſche hatte, zuſammen und verbarg es in einem
S o unter einem Baumſtumpf, der aus der Brindille
aufragte.

Schlie J er mit großen Schritten von dannen, erreichte die Wiefen, machte einen großen Umweg durchs Horf,

Doch ſi e

die Streikenden anzuſehen. Die Beſeitigung eines Unorgani
ſierten unter lauter Organiſierten bebeute einen Vorteil für
die letzteren auch in materieller Beziehung, weil ſo ihre Poſi-
tion in Lohnfragen uſw. geſtärkt werde. Noch ſtärker aber
trete das hervor, wenn es ſich um den Werkmeiſter handele.
Jhr Verhältnis zum Arbeitgeber werde erheblich beeinflußt
dadurch, ob an der Spitze der Arbeiter ein Werkführer ſtehe,
der ihren Sinnes ſei, oder ein anderer, der es nicht ſei. Werde
eine ihnen genehme Perſon, die vielleicht organiſiert ſei, Werk
meiſter, dann hätten es die Arbeiter leichter, etwas beim Ar
beitgeber durchzuſetzen. Das hätten auch die Leute erkannt
gehabt und deshalb hätten ſie die Entfernung des ihnen nicht
genehmen Werkmeiſters K. erzwingen wollen. Demnach ſei
der Streik hier eine Verabredung zur Erlangung günſtiger
Lohn und Arbeitsbedingungen geweſen. Und zweifellos hätte
Angeklagter durch jene verletzenden Worte den Arbeitswilligen
zum Verlaſſen der Arbeit bewegen wollen.

Der Angeklagte legte Reviſion ein, die Rechtsanwalt Wolf-
gang Heine vor dem Kammergericht vertrat. Das
Kammergericht wies die Reviſion ab und führte aus:
Die Entſcheidung hänge davon ab, was unter „Erlangung
günſtiger Lohn- und Arbeitsbedingungen“ zu verſtehen ſei, ob
auch darunter falle die Erzwingung der Entlaſſung eines den
Arbeitern unangenehmen Werkmeiſters. Das habe das Reichs-
gericht bejaht im Hinblick auf die Entſtehungsgeſchichte des
Geſetzes. Das Kammergericht ſchließe ſich dem im ganzen an.
Allerdings gehe das Kammergericht nicht ſoweit, anzunehmen,
daß immer die Erzwingung der Entfernung eines Werk-
meiſters darunter falle. Es ſei jedoch der Anſicht, daß ſie
darunter fallen könne. Ob es im Einzelkfalle ſo ſei,
das ſei eine Tatfrage. Das Landgericht habe es hier tatſäch-
lich feſtgeſtellt. Da ihm ein Rechtsirrtum nicht zur Laſt falle,
ſo müſſe es bei der Verurteilung des Angeklagten verbleiben.

Das bedeutet eine Verſchlechterung des Arbeiter-
rechts. Denn bisher mußten die Gerichte gezwungener-
maßen auf Freiheitsſtrafen nur erkennen, wenn in einer
Lohnbewegung ein Streikbrecher gekränkt worden war.
Jn den Fällen von Streiks zur Beſeitigung Unorganiſierter
konnten Streikbrecherbeleidigungen bisher noch mit Geld ge-
rochen werden. Man muß ſich deshalb immer mehr vorſehen
in ſolchen Kämpfen.

Die Lohndifferenzen in der Speiſeöl Fabrik von Witzper
ling Ko. ſind zugunſten der männlichen Arbeiter erledigt
worden, die weiblichen gingen leider leer aus. Die Löhne ſind
durchſchnittlich um 3 Pf. pro Stunde erhöht, ſo daß der Anfangs-
lohn 30 Pf. beträgt. Es iſt bezeichnend, daß in einer Großſtadt
wie Halle die Arbeiter gezwungen ſind, um einen Stundenlohn
von 30 Pf. zu erreichen, in eine Lohnbewegung einzutreten. Die
Halleſche Arbeiterſchaft mag ihre Solidarität dadurch beweiſen,
daß ſie dieſen Betrieb nicht mit Arbeitsnachfragen überläuft, da-
mit die Löhne wenigſtens auf ihrer jetzigen Höhe gehalten werden
können. Schon vor wenigen Jahren machte ſich die Firma das
ſtarke Angebot von Arbeitskräften zu Nutze und ſetzte den Lohn
von 30 Pf. auf 27 Pf. herab, ſie fragt nach echter Unternehmer-
manier wenig danach, ob es ſich um verheiratete oder ledige Ar
beiter handelte, und ob dieſe mit ihren Familien hungerten oder
Schulden machten. Aber die Preiſe für ihre Produkte verſtand
ſie in der Beit nicht unweſentlich zu ſteigern, die Löhne für die
Arbeiter wurden bis zum 4. Juni d. J. auf der denkbar niedrigſten
Stufe gehalten, ungeachtet der gewaltigen Lebensmittelverteuerung.
Das iſt ein erneuter Beweis dafür, daß die Unternehmer niemals
freiwillig an eine Erhöhung der Arbeitslöhne denken, ſondern daß
jeder Pfennig Lohnerhöhung ertrotzt und errungen werden muß.
Nur eine ſtarke Organiſation. bietet alſo die Gewähr, beſſere Lohn
und Arbeitsverhältniſſe zu erhalten.

Verband der Fabrikarbeiter Deutſchlands, Zahlſtelle Halle.
Die Gewerbegerichtsbeiſitzer halten ihre nächſte Monats-

ſitzung am Mittwoch, den 21. Juni, abends 816 Uhr, bei
St reicher ab.

Eine eigentümliche Arbeitsmethode hat der Kohlenhändler
Louis Hennicke, der auf ſeinem Grundſtück in der Tholuckſtraße
Stallungen und Wohnungen baut. Aus Sparſamkeitsgründen
läßt der Mann erſt abends von 7 Uhr bis in die Dunkelheit
hinein arbeiten. Auch ſoll Sountags gearbeitet worden ſein.
Und während ſonſt kräftige Arbeiter das Kalk- und Steinetragen
beſorgen, muß hier die zwölf Jahre alte Tochter des Händlers
an Tage und abends in einem Tragkorb Kalk und Steine auf
einer Leiter eine Etage hoch tragen, damit der in Bauarbeiter
kreiſen ſehr bekannte arbeitswillige Maurer Karl Mennicke aus
der Schützenſtraße ſeine wertvolle Tätigkeit ausüben kann. Wie

um ſich den Bauern zu zeigen, kam zur gewohnten Stundezum Abendeſſen nach Hauſe und erzählte nen Dienſtboten
langes und breites über ſeinen Spaziergang.

Er ſchlief in dieſer Nacht tief und feſt wie ein fühlloſer
Stein ſo wie zum Tode Verurteilte oft ſchlafen ſollen.
Beim erſten Morgenſchimmer jedoch wurde er wach und er-
wartete, von Angſt über die unvermeidliche Entdeckung der
Schandtat gefoltert, die gewohnte Stunde des Aufſtehens.

Dann mußte er den Nachforſchungen beiwohnen. Er tat es
wie ein Somnambuler, der alle Menſchen und Dinge nur wie
im Traum wahrnimmt, der, wie von einer Wolke umgeben,
von dem Zweifel an die Wirklichkeit der Geſchehniſſe umhüllt

wie er unſeren Geiſt in großen Kataſtrophen ſo oft
trübt.

Der herzzerreißende Schrei der alten Roque jedoch drang
in ſein Herz. Jn dieſem Augenblick hätte er ſich beinahe audie Knie geworfen und gerufen: „Jch bin der Täter!“ Doch

hielt er ſich zuſammen. Jn der Nacht jedoch ging er hin,
fiſchte die Pantoffeln der Kleinen heraus und ſtellte ſie der
Mutter vor die Türe.

Solange die Unterſuchungen dauerten und er die Polizei
leiten und irreführen mußte, war er ruhig, Herr ſeiner ſelbſt,
voller Liſt und Lächeln. Er erörterte mit dem Unterſuchungs-
richter ruhig alle Annahmen und Vermutungen, die dem-
ſelben in den Sinn kamen, widerſprach ihm und verwarf ſeine
Logik. Es gewährte ihm ſogar einen ſpitzen, ſchmerzlichen
Genuß, die Nachforſchungen zu verwirren, des Unterſuchungs-
richters Jdeen und Vorſtellungen zu trüben, und die Ver-
dächtigten zu reinigen.

Jedoch von dem Tage an, da man die Verfolgung des
Mörders aufgegeben, wurde er nervös, noch leichter erregbar
als früher, trotzdem er ſeine Zornesanfälle zu beherrſchen
ſuchte. Jedes unerwartete Geräuſch ließ ihn vor Furcht auf-ahren. Er zitterte um einer Kleinigkeit willen, und eine

Fliege, die ſich auf ſeine Stirne fetzte, ließ ihn von Kopf bis
zu den Füßen erbeben. Ein fortwährendes Bedürfnis nach
Bewegung trieb ihn umher, zwang ihn zu weiten Gängen,
hielt ihn nächtelang im Zimmer auf und abgehend wach.

Nicht als ob ihn Gewiſſensbiſſe gequält hätten. Sein kräf-
tiges Weſen gab ſich keinen unbeſtimmten moraliſchen Furcht
gefühlen hin. Er war ein energiſcher, heftiger Mann, ge
ſchaffen zum Krieg, zum Länder erobern und Feinde töten,
voll wilder Jäger- und Kämpferinſtinkte, bei dem ein Men
ſchenleben nicht viel zählte. Obgleich er die Kirche aus Poli-
tik achtete, glaubte er doch nicht an Gott noch den Teufel und
erwartete in der anderen Welt weder Belohnungen noch
Strafen für ſeine irdiſchen Taten. Statt des Glaubens hatte
er ſich eine unbeſtimmte Philoſophie aus all den Jdeen der
Enzyklopädiſten des vorigen Jahrhunderts zurecht gemacht und
hielt die Religion für eine moraliſche Sanktion der Geſetze,
beide aber von den Menſchen zur Regierung der Gemeinſchaft
erfunden.

Gortſ. folgt.



die Arvenen dort ausgefuhrt werden mögen, dapon ronneder, der nur e was von Maurerarbeiten verſteht, ein in

Wanne rerflihſten iſt dabei die Handiunssweiſe des
bleuhändlers Hennicke, der aus Geldgier ſeine ſolch

e e t rvolle. Arbeiten ausführen läßt. et denn

e r Hoffentlich wird die Polizeibehörde hier ſoforteinſchreiſ en. Und die Kundſchaft des Kohlenhändlers Hennicke,
die nur aus Arbeitergebührend vermerken beſteht, wird ſich deſſen Handlungkweiſe

7m Die geſunde Stadt Halle und ihr Oberbürgermeiſter ſind,
un t vor einigen Tagen mitteilten, in einem Berliner Blatt
7 ma Der die wir dieſem falſchen 9 en Lob angedeihen ließen, wollen wir heute noch einen
Er eweis für die ungeſunden Zuſtände Halles anhängen.

r er nachfolgenden Todesſtatiſtik erſieht man deutlich, wie
ſchecht es mit Halles Geſundheit beſtellt iſt:
war den deutſchen Großſtädten mit mehr als 70 000 Ein
77 nern betrug die Sterblichkeit auf das Jahr und auf 1000
n berechnet, in Aachen 18,8, Altona 169, Augsbur

Varmen 9,8, Berlin 18,1, Bielefeld 13,9, Bochum 14,8,
r 124. Braunſchweig 12,3, Bremen 10,1, Breslau 17,6,
grleeten burg 13,4, Chemnitz 15,5, Danzig 18,7, Dortmund
Si Dresden 135. DeutſchWilmersdorf 8, i. Duisburg 18,4,üſſeldorf 120, Elberfeld 122, Erfurt 17,7, Eſſen 18,9, dert
fur a. M. 9,4, Freiburg i. B. 18,1, Gelſenkirchen 101, Görlitz
46, Hagen 7,6, Halle 18,1, Hamborn 12,8, Hamburg 12.2,

er 8,8, Kaſſel 9,9, Karlsruhe 18,4, Kiel 188, Köln14,9. Königsberg i. Pr. 17,6, Königshütte 13,6, Krefeld 1255,
Leipzig 11,8. Lichtenberg 16,5, Linden 16,2, Lübeck 153,2, Lud
wigshafen 13,1 r 140, Mainz 10,8, Mannheim 11,7,

i. E. 11,1, Mülheim a. d. Ruhr 10,2, München 14,9,
ünſter 144, Nürnberg 14,2, Oberhauſen 12,1, Offenbach 13,1,

Plauen i. V. 14,1, Poſen 17,6, Remſcheid 12,2, Rixdorf 9,4,
Saarbrücken 14,8, Schöneberg 8,4, Spandau 116, Stettin 1056,
Wir u i. E. 18,4. Stuttgart 13,8, Wiesbaden 11,9,
Würzburg 10,1, und Zwickau 12,8. In den außerdeutſchen
S W in en Zeitraum und nach den

ßeſichtspunkten be i i ien rechnet in London 12,2, in Paris
Alſo nur drei Städte, Augsburg, Straßburg und Karlsruhe,wieſen von allen Großſtädten noch eine re Snrt

keit auf als Halle. Und da ſingt man Loblieder auf den be
n günſtigen Geſundheitszuſtand Halles. Eine nette Kon

Kind ans dem Fenſter geftürzt. Geſtern vormittag fieldem Fenſter der erſten Etgge des Hanſes Advolatenweg i rin

gnriges Kind auf die Straße hinab. Sein etwa dreijähriges
Prüder-hen hatte es am Fenſter hochgehoben, wo es ein Paar
Die e a Gr n das Kindchen das Ueber-
J nd ſiel auf die Straße hinunter. i ſcheieine Gehirnerſchütterung zugezogen. er G hat ſieh anſcheinend

Abgeſtürzt. Geſtern nachmittag gegen H Uhr vergnügten ſich
einige Schulknaben damit, im großen Steinbruch des Galgenbergs
empor zu klettern. Dabei glitt der 9-jährige Schulknabe Klingner,
wohnhaft Trift ſtraße 26, aus und ſtürzte ab. Er zog ſich einige
ſtark blutende Kopfwunden zu. Nach Anlegung eines Notverbandes

e ourch das Krankenautomobil der elterlichen Wohnung

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Hinter verſchloſſenen Türen wurde r gegen den etwa
488 jährigen Maurer Hermann Lorengel aus Merſeburg, der,
wie wir kürzlich berichteten, aus dem Gefängnis entwiſcht war.
Der Mann iſt vor einiger Zeit wegen Sittenverbrechens zu einer
Gefängnisſtrafe von anderthalb Jahren verurteilt worden. Nach
träglich wurde feſtgeſtellt, daß er ſich in der Zeit von 1908 bis
1910 noch an fünf Schulmädchen in unſittlicher Weiſe vergangen
hat. Er erhielt eine Zuſatzgefängnisſtrafe von, einem Jahre.

Vom Proviſionsreiſendenelend. Ein ſchon mehrere Male vor
veſtrafter 58 jähriger Reiſender von hier verſuchte ſich dadurch zu
ernähren, daß er für eine hieſige Buchhandlung Bücher und Zeit-
ſchriften vertrieb. Er ſoll anfangs ſehr fleißig und gewiſſenhaft
geweſen ſein, nachträglich aber fünf Perſonen bei Beſtellungen
um insgeſamt 17,50 Mk. betrogen haben. Der Mann will unzu-
rechnungsfähig geweſen ſein, iſt aber nach dem Gutachten zweier
Aerzte „nur“ nervös und zerfahren, ſowie „einem vorzeitigen
Greiſentum verfallen“. Unter Berückſichtigung der vorliegendenMilderungsgründe wurde der Alte, da Rückfatt vorlag, zu einer
Zuſatzſtrafe von drei Monaten Gefängnis verurteilt.
Ein nichtswürdiger Streich. Ein 22 Jahre alter Dienſtknecht
ſchlich ſich in einer Märznacht in das in einem Pferdeſtall befind
liche Schlafgemach ſeines Kollegen in Löſſen ein und entwendete
dieſem die Uhr und andere Gegenſtände. Der Angeklagte, der erſt
vor kurzem zu einer Gefängnisſtrafe von zwei Jahren verurteilt
wurde, erhielt eine Zuſatzſtrafe von drei Monaten.

Ein Sparkaſfenbuch über 1400 Mk. hatte eine bisher unbeſtrafte
Arbeiterfrau einem Arbeiter in Niederwünſch entwendet. Als ſie
darauf 800 Mark abheben wollte, wurde die Tat entdeckt und ihr
das Buch wieder abgenommen. Da es ſich um ſogen. ſchweren
Diebſtahl handelte, wurde eine Gefängnisſtrafe von fünf Monaten
beantrogt. Erkannt wurde auf die niedrigſt zuläſſige Strafe von
drei Monaten.

Ein unwürdiger Vater. Der 87 jährige vorbeſtrafte Maurer
Franz Richter von hier erlaubte ſich im Auguſt und Dezember
v. Js. und im Januar d. Js. gegen ſeine eigenen Töchter, zwei
noch minderjährige Mädchen, unſittliche Handlungen. Er wurde
wegen tätlicher Beleidigung in vier Fällen zu einem Jahre Ge-
fängnis verurteilt. Die Verhandlung entzog ſich wegen Sitten-
gefährdung der Oeffentlichkeit.

Schöffengericht.
Noch eine Milchpantſcherei. Der Milchhändler Julins Mehr-

ſtedt von hier war wegen Vergehens gegen das Nahrungsmittel-geſetz angeklagt, weil er der Vollmilch Magermilch Jugeegt und

dieſes Gemiſch als Vollmilch verkauſt haben ſollte. Er beſtritt
dies mit aller Entſchiedenheit und behauptete, er habe die Milch
ſo verkauft wie er ſie von der Molkerei in Kannen
Er liefere ſeine Milch an „beſſere Kundſchaft“, die ſeine Ware
immer ſehr gelobt hätte. Nach dem Zeugnis des Milchlieferanten
war eine Fälſchung in der Molkerei gänzlich ausgeſchloſſen. Be
antragt wurde gegen den Angeklagten eine Geldſtrafe von 50 Mk.
erkannt wurde auf eine Geldſtrafe von 20 Mk. ev. vier Tagen
Gefängnis.

legt F.ſchaft. Auf der Kochhütte hat man wieder zwei braven Familien
vätern gekündigt, weil ſie das ſchwere Verbrechen“ begangen
atten, einen Mitarbeiter für die Organiſation zu gewinnen. Ein
ekannter Kriecher, der ſchon viele Familienväter ums Brot

gebracht hat, hatte wieder den Angeber geſpielt. Pfui Teufel!

Aus den Nachbarkreiſen.
Städtetag der Provinz Sachſen und des

Herzogtums Anhalt.
Aſchersleben, den 17. Juni.

Heute morgen wurde die Verhandlung ſchon um 8 Uhr im
Beſtehornhauſe fortgeſetzt. Auf der Tagesordnung ſteht
Das Erbrecht des Reiches das Jntereſſe der Gemeinden

ran.
Der Referent, Juſtizra BambergerAſchersleben, führt

aus: Seit etwa ſechs ren beſchäftigt ſich die öffentliche
Meinung in Deutſchland lebhaft mit der Frage der Reform
des Erbrechts. Es handelt ſich darum, das ſchrankenloſe

Terrorismus der Mansfelder Gewerk

Verwandtenerbrecht im Sinne des heutigen Rechtsbewußtſeins
umzugeſtalten und die entfernteren Verwandten, die lachenden
Erben, auszuſchalten zugunſten der Geſamtheit. Danach ſollen
die nahen Angehörigen, beſonders Frauen und Kinder, ihr
gutes Recht auf den Nachlaß unangetaſtet behalten, die ent
fernteren Verwandten dagegen ſollen nur dann noch als Erben
anerkannt werden, wenn ſie ſich auf ein Teſtament des Ver
ſtorbenen berufen können. Die Erbrechtsform iſt alſo durchaus
nicht mit der Erbſchaftsſteuer zu vergleichen, wie das häufigeſchieht. Sie iſt überhaupt keine Steuer, ſie wil
lediglich die entfernteren Verwandten als Erben ausſchalten
zugunſten des Reiches. Der Reformgedanke hat in weiteſten
Kreiſen Anklang gefunden, er wurde in der Preſſe, im Bundes
rat und im Reichstag lebhaft erörtert. Mitglieder aller Par
teien erklärten ſich grundſätzlich für die Reform. Es wurde
ein Geſetzentwurf ausgearbeitet, den der Reichskanzler dem
Reichstage am 3. November 1908 vorlegte. Die Vorlage fand
freundliche Aufnahme auf allen Seiten des Hauſes, auch die
Finanzkommiſſion ſtimmte ihr in erſter Leſung zu. Dann
aber geriet das Projekt in den Strudel der politiſchen Streitig-
keiten und ſo wurde ſie dann am 5. Juli 1909 mit 100 gegen
136 Stimmen abgelehnt. Es iſt klar, daß eine Frage von ſo
hoher Berdeutung damit nicht erledigt, ſondern nur ver
ſchoben iſt. Nach des Referenten Anſicht wären für die
Reform folgende Leitſätze aufzuſtellen: 1. Die Seitenver-
wandten, mit Ausnahme der Geſchwiſter, werden in Ermange-
lung teſtamentariſcher Beſtimmungen als Erben ausgeſchaltet;
an ihre Stelle tritt das Deutſche Reich als Erbe. Die Teſtier-
freiheit bleibt unberührt. 2. Geſchwiſterkinder ſind berechtigt,
landwirtſchaftliche Grundſtücke für 90 Prozent ihres Wertes
aus dem Nachlaß zu erwerben. 38. Die Feſtſtellung und Ein
ziehung der heimfallenden Erbſchaften erfolgt durch die Ge-
meinde, unter Aufſicht des Bundesſtaates, im Jntereſſe des
Reiches. 4. Die Gemeinde erhält 5 Prozent vom reinen Nach-
laß. 5. Der Ertrag des Reichserbrechts beläuft ſich auf 500
Millionen Mark jährlich im Durchſchnitt, wovon 25 Millionen
jährlich den Gemeinden zufallen. 6. Der Ertrag des Reichs
erbrechts iſt nicht zur Deckung von laufenden Ausgaben, ſon-
dern zur Erhöhung des Stammbvermögens des Reiches zu ver-
wenden und zwar zur Abſtoßung der Reichsſchuld ſowie zur Er-
richtung eines Reichsſchatzes.

Grund und Ziel der Reform gehen aus dieſen Leitſätzen her
vor, das Reich iſt der rechte Erbe für herrenloſe Hinterlaſſen-
ſchaften, weil jedes Vermögen in Deutſchland nur unter dem
Schutze des Reiches erworben und erhalten wird. Ungemein
wichtig iſt ferner die Frage nach der Erbrechtsgrenze.
Dieſe iſt unmittelbar hinter den Geſchwiſtern zu ziehen. Es
fallen alſo fort Geſchwiſterkinder, Geſchwiſterenkel, Vettern
uſw., wenn ſie nicht teſtamentariſch berufen ſind. Wenn die
Reform das Ziel verfolgt, das verwerflicheRechtsinſtitut der
lachenden Erben zu beſeitigen, ſo darf ſie an den Geſchwiſter-
kindern nicht vorübergehen. Und im übrigen kann ja, wie ge-
ſagt, jede Härte der Reform durch die Möglichkeit der teſtamen-
tariſchen Uebertragung beſeitigt werden. Dex Streit über die
Höhe des Ertrages der Reform iſt müßig. Da die Reform
ihre Berechtigung in ſich ſelbſt trägt, ſo ſoll man ſie verwirk-
lichen und abwarten, was ſie bringt. Wie amtlich feſtſteht,
werden jährlich rund 5700 Millionen Mark vererbt; da iſt es
gewiß nicht unmöglich, von dieſem Goldſtrom den 11. oder 12.
a. abzuzweigen und 500 Millionen in die Reichskaſſe zu
eiten.
Stadt- und Landgemeinden ſind aufs engſte mit dem Erb-

recht des Reiches verbunden. Nur die Ortsbebörde iſt imſtande,
auf Grund ihrer Kenntnis der perſönlichen Verhältniſſe des
Erblaſſers den Nachlaß in ſeinem wirklichen Veſtande feſtzu-
ſtellen, bevor er zerſtreut wird. Die Steuerämter ſind dazu
nicht geeignet. Billig iſt es aber auch, daß die Gemeinden
dieſe Arbeit nicht umſonſt verrichten, der vorgeſchlagene Satz
von 5 Prozent wird angemeſſen ſein. Der Vorteil des Reiches
wird damit verankert in dem Vorteil der Gemeinde. Dieſe
weiß, daß von jedem Betrage, den ſie für die Reichskaſſe er-
obert, ein Teil ihr ſelbſt zufällt. Der Referent meint zum
Schluß, daß durch ſolche Verkettung der Reichs- und Gemeinde-
intereſſen der nationale Gedanke und die Vaterlandsliebe er-
ſtarken muß. (Langanhaltender Beifall.)

Eine Diskuſſion fand nach dieſem Vortrage, wie im Pro-
gramm vorgeſehen, nicht ſtatt. Auch ohne vorherige Debatte
wurde folgende Reſolution auf Antrag des Bürgermeiſters Dr.
Belian- Eilenburg einſtimmig angenommen: „Wir halten
im materiellen und ideellen Jntereſſe des Reiches und der Ge
meinden eine Aenderung des Bürgerlichen Geſetzbuchs für
wünſchenswert, wonach die entfernteren Seitenverwandten
beim Mangel teſtamentariſcher Beſtimmung als Erben in
Wegfall kommen zugunſten des Reiches und der Gemeinden.
Wir bitten den Herrn Reichskanzler, dieſe Vorſchläge in er-
neute Erwägung zu ziehen, zumal ſie in weiten Kreiſen und bei
Mitgliedern aller Parteien Zuſtimmung gefunden haben.“

Dieſe Reſolution, gegen die auch die Sozialdemokratie nichts
einzuwenden hat, ſoll dem Reichskanzler, Reichsſchatzamt und
d Finanzverwaltungen aller Bundesſtaaten zugeſandt
werden.

Der Vortrag des Vorſtehers des ſtädtiſchen Jugendfürſorge-
amtes in Magdeburg, Buſch, über Fürſorgeerziehung und kom
munale Jugendfürſorge wurde von der Tages
ordnung abgeſetzt, weil aus der Mitte der Verſamm-
lung gewünſcht worden war, dem Vortrage möchte eine Dis
kuſſion folgen, zu dieſer aber wegen der noch auf dem Pro
gramme verzeichneten Wagenfahrt durch das Selketal keine
Zeit mehr vorhanden war. Der Vortrag ſoll als erſter Punkt
auf die Tagesordnung des Städtetages in Erfurt geſetzt wer
den. Nachdem der Vorſitzende ehemaliger Bürgermeiſter von
Magdeburg. Dr. Schneider, den Referenten und der Stadt
Aſchersleben für ihre Gaſtfreundſchaft gedankt, wurde der
Städtetag geſchloſſen und die Wagenfahrt angetreten. Ver
gnügen geht vor Jugendpflege.

Eilenburg. Die Polizeibehörde im Kampfe gegen
die freien Gewerkſchaften. Der „Ruhm'“, den ſich die
Halleſche Polizei durch ihr „ſchneidiges“ Vorgehen gegen die dortige
rer aft erworben hat, läßt auch die Eilenburger Polizei
nicht afen. Dr. Belian, Bürgermeiſter der Stadt Eilenburg,
hat ja ſchon zur Genüge bewieſen, daß ihm jedes Mittel recht iſt,
um die Arbeiterſchaft in ihrer Bewegungsfreiheit zu hemmen.
Durch den Ankauf des Schützenhauſes wurde dokumentiert, daß die
Arbeiterklaſſe für ſich bleiben und nicht mit den übrigen Klaſſen
in Berührung kommen ſoll. Der Ankauf wurde damit begründet,
daß den Schützen ihr Heim erhalten bleiben müſſe. Selbſtver
tändlich iſt, daß die Arbeiterſchaft nun auch die Schützen in Zu-
unft hübſch allein laſſen wird. Angenehm ſcheint dies den Herren

nicht zu ſein, denn die Schützen können nur mit Hilfe der zurückgſto enen Arbeiterſchaft ihr Feſt in der bisherigen Weiſe feiern.
ie Eilenburger Gewerkſchaften veranſtalten nun aber am 2. Juli
alſo am Tage des Schützenfeſtes r eigenes Feſt und der

orſitzende des Kartells, Genoſſe Qu i 4 ch, beantragte bei der
lizeiverwaltung für den genannten Tag die Genehmigung zurbhaltung des Feſtes ſowie einen Umzug. Der Blrgermeiſter

erklärte, das er weder das Feſt, noch den Umzug ge
a würde. Genoſſe Quitzſch verlangte ſchriftlichen

eſcheid und erhielt nun folgendes Schreiben zugeſtellt

Eilenburg, den 7. Juni 1911.
Auf Jhren Anwag vom heutigen Tage gereicht Jhnen zum

ür

Polizeiverwaltung Eilenburg.

Beſcheide, daß der für den 2. Juli d. Js. r Umzug der
Gewerkſchaften ver ſagt werden muß, weil an dieſem und den
folgenden Tagen bis zum 10. Juli cr. das ſchon längſt an

meldete, mit öffentlichem Umzug verbundene Schützenfeſt ſtatte und u den Zuſammenlauf der ſowieſo ſchon an dieſem

bekanntli r Menſchenmenge eine Störung der
öffentlichen Sicherheit beim Zuſammentreffen zweier
großer Veranſtaltungen zu befürchten iſt. (gez.) Dr. Belian.

Perſönlich hatte der Bürgermeiſter erklärt, daß er auch das Feſt
verbieten werde und es wurde ihm erwidert, daß gegen dieſes
Verbot ſofort Beſchwerde eingereicht werden würde. Der ſchriſt
liche Beſcheid enthält jetzt nur das Verbot des Umzuges, wobei

err Belian vergeſſen zu haben ſcheint, daß eine miniſterielle
erfügung beſteht, welche die Begründung des Verbotes der

Licee olizei- Verwaltung (Störung der öffentlichen Ruhe und
icherheit) als nicht genügend erachtet. Vor ungefähr drei Jahren

mußte ſich Herr Belian das vom Miniſter des Jnnern
noch beſonders e laſſen. Genoſſe Quitzſch verlangte
nun auch in der Feſt- Angelegenheit eine unzweideutige Antwort.
Er erhielt nach einigen Tagen den Beſcheid, daß dem Abhalten
des Feſtes nichts im Wege ſtehe. Alſo hatte man „nur“
das Umzugsverbot aufrecht erhalten. Doch nicht allein das man
den Gewerkſchaften verwehrt was den Schützen als ſelbſtverſtänd-
lich geſtattet wird und ſomit aufs neue das „objektive Verhalten“
der hieſigen Polizeibehörde beſtätigt; auch rein perſönliche
Verkehrswege glaubt man der Arbeiterſchaft noch vorſchreiben zu
müſſen was ein zweites Schreiben zeigt, das dem GenoſſenOuitzſch am 17. Juni zugeſtellt wurde.

Polizeiverwaltung Eilenburg. Eilenburg, den 12. Juni 1911.
Von der Anmeldung des am Sonntag den 2. Juli d. J. von

r 3 Uhr ab im Tivoli ſtattfindenden Gewerkſchafts
er haben wir Kenntnis genommen. Wir bemerken im An
chluß an unſere Verfügung vom 7. d. Mts., daß wir auch das

Sammeln der einzelnen Gewerkſchaften in beſon
deren Lokalen und deren geſchlofſenes i nach dem
Vergnügungslokale als einen unter 8 7 des Vereinsgeſetzes
fallenden Aufzug anſehen müſſen und hiermit aus den in vor
enannter Verfügung mitgeteilten Gründen v unter
agen. (gez.) Dr. Belian.Offenſichtlich tritt in ſeinem Verhalten die Parteinahme des

Erſten Bürgermeiſters zu Gunſten der Schützengeſellſchaft und
egen die Gewerkſchaſten hervor. Parteigenoſſen, Gewerkſchafter,Elenburgs und Umgegend Gebt die richtige Antwort auf dieſe

Handlungsweiſe! Zeigt, daß Solidarität keine Phraſe iſt! Schon
das Umzugsverbot allein muß bewirken, daß unſer Verhalten
gegen den Schützenrummel vom 2. bis 9. Juli genau vorgeſchrieben
iſt. Hoch die Solidarität!

Delitzſch. Abgewieſener Wahlproteſt. Die Führung des
Protokolls bei Gemeindevertreter-Wahlen erfolgt ſehr häufig durch
einen beſonders hinzugezogenen, weder der Wahlverſammlung, noch
dem Wahlvorſtande angehörenden Amts oder Gemeindeſekretär.
Auf dieſen Umſtand gründete ein unzufriedener Wähler in Detitzſch,
ſeinen Einſpruch gegen die Gültigkeit der Wahl. Er behauptete,
eine ſolche Führung des Wahlprotokolls ſei als ein weſentlicher,
die Gültigkeit der Wahl umſtoßender Mangel des Wahlverfahrens
anzuſehen und fand auch mit dieſer Anſicht die Beiſtimmung des
Bezirksausſchuſſes. Das Oberverwaltungsgericht entſchied indeſſen,
daß mangels einer entgegenſtehenden Vorſchrift im Ortsſtatut in
der Beteiligung einer fremden Perſon als Wahlprotokollführer kein
ſo großer Verſtoß zu erblicken ſei, daß die Wahl dadurch ſelbſt in
rage geſtellt werde. Namentlich da dem Protokollführer keinerlei

nregelmäßigkeiten nachgeſagt worden ſeien.

Merſeburg. Die Saalezeitung berichtet: Der Arbeiter
Möritz im benachbarten Dorfe Zöſchen hatte am Freitag abend,
um eine in der Chauſſee befindliche a bequemer zu er
reichen, ſich an einem Laſtautomobil feſtgehalten und ließ ſich
durch dieſes mit ſeinem Fahrrade vorwärts ziehen. Hierbei
muß er nicht mit der ſich gehörenden Achtſamkeit vorgegangen
ſein, denn er kam zum Sturz und unter einen Anhängewagen
des Laſtautomobils zu liegen, der ihm über die Bruſt ging und
ſeinen ſofortigen Tod herbeiführte. Eine Witwe und zehn
unverſorgte Kinder trauern um ihren Ernährer.

Schkeuditz Geheimnisvolles Rauſchen! Wie wir
ſeinerzeit berichteten, wurde vom hieſigen Schöffengericht in
nichtöffentlicher Verhandlung der Polizeiſergeant Bock zu 50
Mark Geldſtrafe verurteilt. Der Poliziſt ſollte ſich einer Frau
Schönemeyer in unſittlicher Weiſe genähert haben. Jn der Be
rufungsverhandlung vor dem Halleſchen Landgericht wurde vor
Darlegung des Sachverhalts ein Vergleich geſchloſſen. Der
„Schutz' mann iſt unſern Leſern noch von den vorjährigen
Da rechteprogeßen, wo er als Belaſtungszeuge auftrat, be
annt

Gerbſtedt. Spießbürgerliche Kommunal Kra-
keeler. Bereits im vorigen Jahre berichteten wir mehrfach
über die unhaltbaren Zuſtände im Gerbſtedter Stadtparlament,
die ſich ſo verſchlimmerten, daß das tereſſe der wirtſchaftlich
nicht gerade glänzend daſtehenden Gemeinde ſchwer geſchädigt
werden kann. Namentlich war es das lärmende, ungehörige
Auftreten des zur ſogenannten Magiſtratspartei n
Stadtverordneten Lepom, das weiteſte Kreiſe der effentlich-
keit bis weit über die Grenzen Gerbſtedts beſchäftigte. Jn der
Folgezeit iſt es in der „reichstreu“ beherrſchten Gemeinde nichtbefſer, ſondern ſchlimmer geworden. Der Bergbote, der wohl
allerlei Schauergeſchichten über die von „den Sozialdemokraten
vergewaltigte“ Stadt Milwauke ſeinen an Zahl und Geiſt be
ſchränkten Leſern auftiſcht, deckt über die ſchreienden Mißſtände!
in Gerbſtedt den Mantel der allerchriſtlichften Nächſtenliebe.

Wie noch erinnerlich, mußte die letzte im Mai ſtattfindende
Stadtverordnetenſitzung vom Vorſitzenden gleich nach Bekannt
gabe der Eingänge geſchloſſen werden, ohne daß man in die Be-
ratung der eigentlichen Tagesordnung eingetreten war. Der
entſtandene Tumult und hin und herſchwirrenden, nicht ge
rade ſchmeichelhaften Redensarten bedingten dieſe Maßnahme.
Gleich darauf entbrannte zwiſchen den beiden Rathausparteichen
ein heftiger Zeitun rwrieg Jn einem dieſer ellenlangen Ar
tikel heißt es, daß der „Bericht der Magiſtratspartei“ keinen
Anſpruch auf wahrheitsgetreue Darſtellung machen könne, viel
mehr zeige dieſer Parteibericht, daß der Verfaſſer, der Führer
der Magiſtratspartei ſei, „eine Meiſterſchaft in der
Verdrehung der Wahrheit in das Gegenteil“ beſitze.
Es handle ſich im ganz frivole Entſtellungen der ein
achſten Tatſachen. Weiter wird geſagt, daß Herr Lepom das

ort „blödſinnig“ auf die Ausführungen ſeines Vor
redners angewandt, daß er vorſätzlich die Arbeit der Stadtver-
ordneten verhindert habe und ähnliches mehr.

Daß es in dieſem ſtarkpatriotiſchen Wetterwinkel inzwiſchen
nicht beſſer geworden iſt, lehrt der Verlauf der in voriger Woche
abgehaltenen Stadtverordnetenſitzung. Gleich bei der Verleſung
des letzten r rig kam es zwiſchen dem Bürger
meiſter Aderhold und dem wieder herumwütenden Lepom
einerſeits, ſowie dem Schriftführer andererſeits zu heftigen
Auseinanderſetzungen, weil die erſtgenannten Herren den
Protokollführer öfters unterbrachen. Nachdem der Vorſteher
mühſam die Ordnung wieder hergeſtellt hatte, konnte diesmal
in die Beratung der Tagesordnung eingetreten werden. Zu
nächſt wurde der Buchbinder Radicke in ſein Amt eingeführt.
Merkwürdigerweiſe verlief die Zeremonie ohne ſchenfall.
Dann wurde wieder einmal über die zu errichtende ſtädtiſche
Wage verhandelt und beſchloſſen, ſie am Chauſſeehauſe a erbauen. Den früher in dieſer Angelegenheit gefaßten Beſ lüſſen

war der Magiſtrat niemals beigetreten, ebenſo wie er ſich ab
lehnend verhält gegen die Gründung einer ſtädtiſchen Spar-
kaſſe. Der Auflaſſung von Ackerparzellen an den Seekreis wurde
re ſtimmt und ſodann der Bericht von der außerordentlichen
Reviſion der ſtädtiſchen Kaſſen entgegengenommen. Der Vor

machte dem Bürgermeiſter bei diefer Gelegenheit den
orwurf, daß es ungehörig ſei, wenn man den Leiter der Stadt
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verordnetenverſammlkung auch in h Jahre nicht zu der
außerordentlichen Reviſion zugezogen habe. Nach der Städte-
ordnung ſei der Vorſteher zur Teilnahme berechtigt; eine Be
ſch werde ſei ſchon an die Regierung abgegangen. Der
Bürgermeiſter erwiderte, daß die Hinzuziehung des Vorſtehers
bisher nicht üblich war und in Zukunft auch nicht geſchehen
werde, da ja eine Rechnungskommiſſion beſtehe, von der ein
Mitglied hinzugezogen worden ſei. Der Vorſteher belehrte den
Bürgermeiſter aber darüber, daß die Kommiſſion nur die
monatlichen Reviſionen vorzunehmen habe, zu einer außer-
ordentlichen Reviſion aber der Vorſteher oder ein von dieſem
ernanntes Mitglied des Kollegiums eingeladen werden müſſſe.
Dieſe Feſtſtellung paßte natürlich der ſogenannten Magiſtrats-
partei nicht, ein Redegewitter entlud ſich und es entſtand ein
unerhörter Skandal. Namentlich tat ſich wieder Herr Lepom
hervor, der ſich beſonders bemühte, dem Vorſteher Unrichti
keiten nachzuweiſen, mit welchem Beginnen er mitnunter ſelbſt
bei ſeinen Freunden Heiterkeitsſtürme entfeſſelte. Nach erregter
Debatte wurde ein Antrag, daß künftig alle Ein- und Ausgänge
won zwei Kaſſenbeamten unterzeichnet werden ſollten, vom An
tragfteller zurückgezogen.

Nachdem zwiſchendurch noch der Ratsherr Krone mit dem
Vorſteher zuſammengeraten war, wurde über die Ausſchließung
eines Stadtverordneten von den Sitzungen verhandelt. Der
Ausſchluß wurde gegen neun Stimmen abgelehnt. Hatten die
Stadtväter bisher mehr ſchlecht als recht trotz des Skandals
poſitiv arbeiten können, ſo ſollte das ein Ende finden bei der
Beſprechung zweier Schreiben des Magiftrats über die Führung
eines beſonderen Beſchlußbuchs neben dem Protvpkollbuch. Rach
Empfang des erſten Schreibens wurde eine Kommiſſion von
der Gegenpartei bei der Regierung vorſtellig, dann der Bürger-
meiſter und ſchließlich zog der Magiſtrat ſeinen Antrag zurück.
Während der nun folgenden Debatte entſtand ein ſolcher

Tumult, daß man wie unſer Gewährsmann ſchreibt
r glauben konnte, ſich in einem Tollhauſe zu befinden.
Der Bürgermeiſter warf dem Wortführer vor, er verträte die
Sache der Bürgerſchaft nicht, da jetzt wieder mehrere Klagen
zwiſchen den Stadtverordneten und dem Magiſtrat bei den zuWndigen Gerichten ſchwebten, wodurch eine Menge Koſten ent

ſſtünden, die von der Bürgerſchaft getragen werden müßten. Der
Vorſteher ließ dieſen J natürlich nicht auf ſich ſitzen und
entgegnete dem Stadtoberhaupte, daß er (der Vorfſteher) ſein
n unentgelklich verwalte, während der Bürgermeiſter aber
ſein Gehalt von der Stadt beziehe und trotzdem nicht die Jnter
eſſen der Bürger vertrete, wie es ſich gehöre. Da nun die Ver
treter der Magiſtratspartei, an der Spitze wieder Herr Lepom,
mit ihren bekannten „Argumenten“ anrückten, entſtand ein
fo Lärm, daß der Vorſteher die Sitzung ſchleunigſt ſchließen

um zu verhindern, daß die „Verhandlungen“ nicht zu
einer regelrechten Keilerei ausarteten. Ueber dieſe himmel-
ſchreienden Zuſtände weiß die bürgerliche Preſſe kein Wort zu
ſagen. Die Schreier ſind eben ſtramme Patrioten und
reichſstreue Soztalifſtenvernichter.

Hergksdorf. Ein „Jugendpfleger“. Jn dieſem noch ziem-
lich rückſtändigen Dorfe iſt man eifrig bemüht, die Jugend nicht
den „böſen“ Sozis in die Hände fallen zu laſſen. Am Freitag
den waren Beamte der Mansfelder Gewerkſchaft, Schullehrer
und Vorſtände vom Krieger und Turuverein verſammelt, um
einen 3 für die „Jugendpflege“ zu gründen. Man
ſann lange hin und her, wem man das „wichtige“ Amt eines Vor
ſtdenden übertragen wollte. Endlich hatte man in der Perſon
des ſehr oft in der Preſſe genannten Brauer den

gefunden. Wir wünſchen Herrn Brauer viel Glück
ſcheint er, der ſich öffentlich ſchwere

gefallen ließ, die „geeignetſte“ Perſönlichkeit

ichen Arbeitern aber möchten wir raten, fich nicht
wegz zu laſſen, ſondern ſtets daran

r er von denen trenut, die jetzt

rrtreterſißung wurde
e

m ſicher angelegten
die Geſamkeinnahme 70246,53 Mk.

von 46888,75 Mk. gegenüber.
e recht ſonderbarer Art. So iſt

und Licht im
Jünglingsverein

gibt. Dieſer Poſten iſt von früheren
aber der

gu derartigen Zwecken nicht aus allgemeinen Mitteln

r Wer ſich für a 41 17 reKoſten zw tragen. Der größte Teil der Stenerzahler
kein Berſtänderks für ſolche Geldausgaben. Da hätten die
eindevertreter an die dunklen Dorffſtraßen denken und Sorge

gen ſollen, daß die Gemeinde beſſer mit Licht verſorgt wäre,
was leicht möglich wäre, da Gasleitung und auch elektriſche Leitung

den iſt. Viellekcht tragen dieſe Zeilen dazu bei, in dieſer
Li zu ſchaffen. Es wurden bei der Abgahme der einige beanſtandet und mit vollem Recht,
da wicht genau klich war, für was das Geld ausgegeben iſt.
Von unſern tern wurde verlangt, künftig die Rechnungen
gu ſpezioliſteren, was der Gemeindevorſtand auch verſprach Es
wurde noch der Umbau der alten Schule geregelt. Die Arbeiten
ſollen in einzelnen Poſten öffentlich ausgeſchrieben werden.

Köleda. Zänsdlich, „ſittläch“. Das Schwurgericht in
Naunb verhandelte in nichtöffentlicher Sitzung gegen den
landwi tlichen Arbeer Hermann Geher aus Kölleda
wegen t. Geyer iſt 23 Jahre alt und verheiratet. wird zur Laſt gelegt, nachts an einem 21 Jahrealten Dien dchen oben begelcheetes Verbrechen begangen zu

haben. Trosbem er mit einer jungen Frau verheiratet iſt,
qualifiziert ſich der Angeklagte als ein recht roher Schürzen-
jäger, er jungen Mädchen nachſteigt, um ſie durch Liſt oder
Gewakt ſeinen Lüſten dienſtbar zu machen. Es wurden ihm
mehrere ſolche Fälle nachgewieſen. Er ſcheint überhaupt recht
„ländliche“ Sittenbegriffe zu haben, denn er ſieht ſein ſcham-
loſes Verhalten gegenüber den jungen Mädchen als Scherze an.
Auch das ihm zur Laſt gelegte Verbrechen verſuchte er als
Scherz darzuſtellen. Die Beweisaufnahme ergab aber, daß
der Angeklagte ein ziemlich gemeingefährlicher Menſch iſt. Das
Bericht verurteilte ihn zu neun Monaten Gefängnis.

Drebliger bei Dommitzſch. Die Freiheiten der Arbeit-
geber. Jn der hieſigen Ziegelei Gödicke hatte ein Arbeiter, der
auf Tagelohn eingeſtellt war, die Arbeit verlaſſen, weil er ander
weitig Arbeit erhalten konnte, die etwas beſſer bezahlt wurde.
Einige Tage darauf erhielt der Arbeiter folgendes Schriftſtück:

Drebligar, den 22. Mai 1911.
Da Sie die Arbeit beim Ziegeleibeſitzer Paul Gödicke ohne

geſetzliche Kündigung aufgegeben haben, fordere ich Sie hierdurch
auf, ſelbige wieder aufzunehmen, da ſonſt Strafantrag vom Be
ſitzer geſtellt wird. Der Gemeindevorſteher

Nicolaus.Der Arbeiter, dem diefes Schreiben verwunderlich vorkam, be
gab ſich damit zum Gemeindevorſteher von Drebligar, der aber
von dem Schreiben nichts wußte, noch viel weniger es ſelbſt ge
ſchrieben haben wokkte.

Welche ſchoflen Mittel heutzutage angewendet werden, um den
Arbeiter zu zwingen, ſich dem Unternehmer zu unterwerfen, be
weiſt vorliegender ungeheuerlicher Fall. Hätte ein Arbeiter ähn-
liches verſucht, dann hätte der Gemeindevorſteher dies ſchon längft
dem Stagitsanwalt übergeben. Wir wollen einmal abwarten, was
hier gemacht wird.

Sei z mParteiſekretär für den Wahlkreis Naum-
eißenfels-Zeitz wählte der Zentralvorſtand unter den

werbern den Genoſſen Tiſchker Karl Gehrmann aus Ber-
Der Gewäblie triit ſein wichtiges Amt in einigen

t

und ließ ſich die

Egeln. Der des S e den Wacht-ümeiſter Haack verdächtige Arbeiter Müller, der nach ſeiner
Vernehmung durch den Staatsanwalt bei n Abführung ins
nis entſprungen war, iſt in Merſeburg wieder ergriffen
worden.

Deſſan. Speiſekarten mit Jnſeraten. Wegen Rück
fallsbetruges in zwei Fällen iſt am 7. Februar vom Landgerichte
Deſſ,au der Kaufmann Bernhard Erfurt zu einer längeren

rire verurteilt worden. Er war im März 1910 von
ernb arg nach Deſſau verzogen. Dem Gaſtwirt R. verſprach

er, ihm 5000 Speiſekarten, für die er Jnſerate ſammeln wolle,
umſonſt zu liefern. Hierauf entwickelte er zahlreichen Geſchäfts
leuten in und bei Deſſau ſeinen Plan und erhielt von ihnen
Jnſertionsaufträge. Einzelne machten Anzahlungen; andere ver
ſprachen nach Druck der Speiſekarten zu zahlen. Nun trat Erfurt
mit dem Druckereibeſitzer F. in Verbindung, der ſich bereit
erklärte, die 5000 Speiſekarten für 90 Mk. zu drucken. Geſetzt
wurden fie nebſt den Jnſeraten. Sobald der Angeklagte einige
Korrekturabzüge erhalten hatte, ging er damit zu den Jnferenten

nſerate bezahlen. Die Speiſekarten ſelbſt
wurden dann gar nicht gedruckt, da der S nicht, wie er
verſprochen hatte, der Druckerei die 90 Mk. zahlte. Jm ganzen
hat der Angeklagte etwa 300 Mk. für die Jnſerate erſchwindelt.
Jn ganz gleicher Weiſe verfuhr er mit einem anderen Gaſtwirt,
einer anderen Druckerei und anderen Jnſerenten. Hier hat er
etwa 120 Mk. erſchwindelt. Jn beiden Fällen iſt der Betrug
bezüglich einzelner Jnſerenten im Stadium des Verſuchs geblieben.
Nachdem der Angeklagte ſich von Deſſau entfernt hatte, iſt er im
November 1910 in Belzig ftet worden. Seine Reviſion
kam heute vor dem Reichsgerichte zur Verhandlung. Sie wurde
als unbegründet verworfen.

Gewerkſchaftliches.
Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.

ſtigen Verlauf für die Streikenden. Durch die einmütige Ar
beitsniederlegung und den von der Einwohnerſchaft ausge
übten Boykott hatten bis zum 16. Juni 94 Betriebe (inkluſive
der Tariftreuen) mit 157 Geſellen die Forderungen anerkannt.
Jn Betracht kommen 218 Betriebe mit 326 Arbeitern. Unge-
fähr die Hälfte aller Betriebe ſind geregelt. Zuzug von
Bäckern iſt nach Mannheim immer noch ſtreng fernzuhalten.

Der Streik auf Zeche Glück auf Segen iſt be-
endet. Am Freitag hat die Belegſchaft der Zeche mit über
großer Mehrheit beſchloſſen, den Streik abzubrechen. Von der
1600 Mann ſtarken Belegſchaft, die noch im Streik ſtand,
ſtimmten nur etwa 100 für Weiterführung des Streiks. Der
Streik hat volle 13 Wochen gedauert. Die Belegſchaft ſah ein,
daß in dieſem Kampfe, in dem der Zechenverband hinter dieſer
einen Zeche ſtand und ſie unterſtützte, nichts mehr zu erzielen
war. Die Belegſchaft ging geſchloſſen, wie ſie den Streik be-
gonnen hatte, wieder zum Schacht. Zwei Reviere konnten ſich
ſofort zur Anfahrt melden, die übrigen ſollen Sonnabend früh
anfahren.

Eine Rieſenausſperrung ſteht Norwegen be-
vor; die norwegiſchen Unternehmer beſchloſſen, Ende dieſes
Monats eine Rieſenausſperrung von 32000 Arbeitern
vorzunehmen, wenn der drohende Streik in der Bergwerks-
induſtrie nicht unterbleibt. Die Lage ſoll ſehr ernſt ſein.

13000 Arbeiter der Metall- und Bergbau-
induſtrie ſind am Sonnabend bereits ausgeſperrt
worden. Der Kampf wird wahrſcheinlich ein ſehr langwieriger
werden, da die Unternehmer gewillt ſind, ihre Forderungen

auf jeden Fall durchzuſetzen. e t

Rllerlei.
Der deutſche Rundfſlug.

Der Flieger Laitſch hat 10 Kilometer hinter Elmshorn
Havarie erlitten. Er mußte eine Zwiſchenlandung vorneh-
men. Beim Wiederaufſteigen geriet er in einen kleinen
Graben, und dabei iſt der Propeller gebrochen das Fahrgeſtell
und das Höhenſteuer wurden ſchwer beſchädigt. Laitſch hat
ſich den rechten Fuß ſchwer verlett, während ſein Paſſagier
unverletzt geblieben iſt. König iſt mit Leutnant Koch in
Hamburg Sonntag um 7.22 Uhr abends zwar formell geſtartet,
aber nach zwei Runden wieder zurückgekehrt. Um 7.53 Uhr
machte v. Goriſſſiſen mit Paſſagier einen Startverſuch.
Er iſt jedoch nicht freigekommen und hat den Start wegen des
inzwiſchen eingetretenen ſtarken Regens aufgegeben. Auch
Lange hatte inzwiſchen auf den Start verzichtet

Die Preisverteilung
des Streckenpreiſes der Stadt Schwerin von 10000 Mk. für
die Etappe Magdeburg- Schwerin geſchah wie folgt. Es erhiel-
ten insgeſamt Wiencziers 2797,50 Mk., König 2357,50
Markt, Büchner 2102 Mk., Lindpaintner 1755 Mk., Dr.
Wittenſtein 988 Mk. Der Etappenpreis von
Hamburg, 12000 Mk. für die Strecke Schwerin-Hamburg,
wurde wie folgt verteilt: Büchner 6720 Mk., Lindpaint-
ner 2023 Mk., König 1932 Mk. Wiencziers 13925 Mk.

Maſſenabſtürze beim enropäiſchen Rundflug.
Der von der franzöſiſchen Zeitung Le Journal ver-

anlaßte europäiſche Rundflug, der ſich urſprünglich auch über
Deutſchland ausdehnen follte, aber infolge von chauviniſtiſchen
Umtrieben zur Ausſcheidung der deutſchen Strecke führte, hat
Sonntag unter einem böſen Stern ſeinen Anfang genommen.
Während auf dem Manöverfelde von Jſſy les Moulinegaux
einer der Teilnehmer, der Militäroviatiker, Leutnant Prince-
teau zu Tode ſtürzte, vollzog ſich am andern Ende von Paris,
zu Saint Vincent, der Start des Großen Luftrennens, deſſen
erſte Etappe über Reims nach Lüttich führt. Etwa 30 Teil-
nehmer waren bis 6 Uhr morgens anmfgeſtiegen, als gegen
71 Uhr der Bleriotflieger Lemartin von dannen zog. Sein
Eindecker ſchwebte über dem Ende des Manösverfeldes, als
plötzlich der Apparat nach vorn überkippte und vor einer ent-
fernten Tribüne zur Erde niederſchoß. Die dahinſauſenden
Aerzte im Ambulanzautowagen fanden den Abgeſtürzten ſchon
ſterbend vor. Die Schraube des Apparates hatte dem un-
glücklichen Piloten den Schädel zertrümmert. Am Nachmittag
verbreitete ſich die Nachricht von einem Unfall, der den von
Saint Vincent abgegangenen Piloten, Militärflieger Leut-
nant Gaubert betroffen hatte. Leutnant Gaubert war bei
Soiſſon abgeſtürzt und in äußerſt bedenklichem Zu-
ſtand in das dortige Hoſpital überführt worden. Schwere
Verletzungen trug auch der Flieger Dalger, der bei
Villers Cotterets abſtürzte, davon.

Pari s, 19. Juni. Außer den bereits gemeldeten Unfällen
ſind noch eine Reibe weiterer bei den geſtrigen Etappen des
internationalen Rundfluges zu verzeichnen. 615 Uhr ſtürzte
der Flieger Land rou bei Ebateau Tierrh ab. der Benzin-
behälter des Apparates war explodiert, und mit ſeinem
Apparat verbrannte der Pilot, der ſofort beim Abſturz tot
war. Der Flieger Valentin ſtürzte bei Cheles ab und
erlitt ſchwere Verletzungen. Glimpflicher kam Leutnant Ma r-
ri ſſon davon. der bei Gandhy abſtürzte, aber unverſehrt
davonkam, während ſein Apparat vollſtändig zertrüm-
mert wurde.

Brüſſel, 19. Juni. Von den 41 Aviatikern, die Paris
verlaſſen haben, ſind 26 in Reims angekommen. 15 haben den
Weiterflug nach Lüttich gewagt.

Der Bäckerſtreik in Mannheim nimme einen gün

Von ihnen haben 7 ihr

iel bis mittag 1 Uhr erreicht. Jm Laufe des Ja mittags
onnte in Lüttich keine neue Ankunft verzeichnet werden,

wohl vier weitere Flieger aufgebrochen waren. Von ihnen
ſoll der Pilot Prevoſt in den belgiſchen Ardennen ver-
unglückt ſein, doch fehlen Einzelheiten über dieſe Nachricht
noch.

Ein ſicheres Mittel gegen die Peſt
Da zerbrechen ſich Staatsmänner, Aerzte und Hygieniker die

Köpfe, wie man am beſten den ſchwarzen Tod bekämpfe. Man
ſchickt unter großen Opfern ärztliche Studienkommiſſionen nach
Aſien, man hält in der Mandſchurei internationale Sanitäts-
konferenzen ab und unternimmt alles Mögliche und doch r das
alles überflüſſig. Der beabſichtigte Zweck kann viel ein-
facher erreicht werden. Dieſes wird von dem Oberpfälzer
Zentrumsblatt, der Amberger Volkszeitung klipp und
klar konſtatiert. Das genannte Blatt ſchrieb dieſer Tage in
einem Artikel über das 200 jährige Jubiläum der
dortigen Wohlfahrtskirche unter anderem über das
Wirken der im 17. Jahrhundert in Amberg graſſierenden Peſt
das Folgende:

Die Zahl der Toten betrug nach pfarramtlichen Aufſchrei-
bungen 856; zur Peſt geſellte ſich die Hungersnot. Die Leute
fürchteten ſich, die Stadt zu betreten oder mit Lebensmitteln
zu verſehen. So war die Lage eine überaus troſtloſe; alle
irdiſchen Mittel, welche das Ratskollegium und die einge
ſetzte Sanitätskommiſſion anwandten, erwieſen ſich als
fruchtlos. Da gab der Rektor des Jeſuitenkollegs, Pater
Kaſpar Hell, den ſchwer heimgeſuchten Bewohnern den
Rat, ſich an die mächtige Helferin der Chriſten, an die ge
benedeite Mutter Gottes, um ihre Fürbitte zu wenden und
auf dem PF an Stelle des alten Wachturmes eine Ka
pelle zu Ehren der Himmelskönigin zu er-
bauen und erbot ſich dafür, ein Bild der ſeligſten Jungfrau
aus dem Kolleg abzutreten.
Die Bürger, an jeder menſchlichen Hilfe verzweifelnd,
ingen gerne auf den Rat ein, ließen den Wachturm inſtand'
etzen und errichteten darin einen proviſoriſchen Altar, der
das Bild aufnehmen ſollte. Am 3. September 1634 bewegte
ſich von der Georgskirche zum Berge hinauf eine feierliche,
ernſte Prozeſſion, an der ſich, der Garniſonskommandant an
der Spitze, alle Offiziere, nebſt dem Klerus und eine große
Zahl aus dem Volke beteiligte; in dem zur Kapelle umge
ſtalteten Wachturm wurde das Bild der Gottesmutter zur
öffentlichen Verehrung aufgeſtellt. Der Würgengel der
Peſt ſteckte ſein Schwert in die Scheide, die
Krankheit erloſch.

Alſo, wozu denn Aerzte, wozu Lungenſchützer und andere
Vorbeugungsmittel, wozu Quarantänen und andere Sicher-
heitsmaßnahmen! Man wallfahre zu irgend einem Bild der
„Himmelskönigin“ und der Würgengel der Peſt ſteckt ſein
Schwert in die Scheide. Und das erzählt allen Ernſtes eine
deutſche Zeitung noch im Jahre 1911 und dabei ſpöttelt man
über die Rückſtändigkeit der Chineſen.

Auf welcher Kulturhöhe ſteht doch die katholiſche Religion im
20. Jahrhundert!

Die Sprache eines Engländers.
Ein friſch anmutendes „Eingeſandt“ oder, „Brief an den Heraus

geber“ wie es dort heißt, veröffentlichte die engliſche Zeitung der
Berwick Advertiſer Ende voriger Woche. Es lautet:

Sehr geehrter Herr!
Jhr Berichterſtatter tut, ob er glaubte, daß das Publikum wäh

rend des Erklingens der Nationalhymne bei der Preisverteilung
zu dem Berwicker Pferdeumzug die Hüte aus Unkenntnis nicht
abnimmt, aber er weiß genau, daß es anders iſt.

Jch ſelbſt habe dabei einen weithin ſichtbaren Poſten e
nommen, aber ich babe mit vollem Vorbedacht meinen Hut nicht
abgenommen. Aus mancherlei Gründen; davon hier einige

1. „Georg“ iſt „König von England“ ohne meine Einwilligung
und gegen meinen Wunſch
Er vertritt das Erblichkeitsprinzip und
ihrer eratiſche Syſtem mit ſeinen Folgen verbreitet An
ittlichkeit.

Da der König nicht gewählt iſt, ſitzt er nicht aus Verdienſt
auf dem Throne, ſondern weil er zufällig der Sohn
Vaters iſt. Er hat alſo keinen Anſpruch auf meine ng.

Jch gebe dem Oberkommiſſarius nicht das Recht, ſein He
zu entblößen, denn er war bei der Gelegenheit nicht in Privat
kleidern; der Hut gehörte alſo nicht ihm, ſondern war ein Stück
der ſtaatlichen Ausſtattung.

Was „Gott ſegne den König“ vnlangt, das die „National-
hymne“ iſt, ſo iſt daran nichts nationales. Wenn wir eine
Nationalhymne hätten, ſo könnte das „Rule Britannia“ ſein,
aber nicht der ſcheinheilige, unmelodiſche Miſchmaſch „Gott ſegne
den König“.

Mit vorzueglicher Hochachtung
Einer, der nicht etwa ungebildet u. anmaßend iſt.

Bei unſerer vielgeprieſenen deutſchen Preßfreiheit wärde eine
ſolche Kennzeichnung, angewandt auf einen deutſchen Fürſten, un
fehlbar eine Majeſtätsbeleidigungsklage nach ſich ziehen.

Kleines Allerlei. Sechs Berglente verſchüttet.
der Grube Caeſar bei Waldenburg in Schleſien wurden ſechs
Bergleute durch plötzlich hereinbrechende Geſteinsmaſſen ver
ſchüttet. Drei wurden geborgen, von denen aber einer bald
nach der Auffindung geſtorben iſt. Die drei anderen konnten
bis zur Stunde trotz Bemühungen noch nicht geborgen werden.
Fünf Perſonenertranken am Sonntag auf der Ober
ſpree bei Friedrichshagen und Hirſchgarten infolge Kenterns
riſſon davon, der bei Gaudhy abſtürzte, aber underſehrt
bunden mit Hagelſchlag, iſt Sonntag über Barſur-Aube und
Umgebung niedergegangen. Es fielen Hagelkörner bis zum
Gewicht von 100 Gramm. Zahlreiche Telegraphenſtangen wur
den durch die Gewalt des Sturmes umgebrochen. Jn der Um
gebung von Baroville ſchlug der Blitz in eine Abteilung reiten
der Jäger, wobei mehrere Soldaten verletzt wurden.

Dampferkolliſion an der engliſchen Küſte.
Beim Kap Lizard ſtießen der Glasgower Dampfer Glenelg
und der norwegiſche Dampfer Vivienne zuſammen. Die
Vivienne ging unter. Die 40 Perſonen, die ſich darauf be
fanden, wurden gerettet und nach Cardiff gebracht. Der,
Glenelg wurde beſchädigt und mußte nach Cardiff in Dock ge
bracht werden. Selbſtbezichtigung eines Mör-
ders. Auf dem Polizeipräſidium in Köln meldete ſich ein
Maurer aus Poſen unter der Bezichtigung, er habe auf einer
Bauſtelle in Lippſtadt einen Kollegen ermordet und
verſcharrt, ſein Gewiſſen laſſe ihm keine Ruhe. Der
Maurer wurde verhaftet.

55
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ZentralBibliothek.
Ausgabeſtunden: Dienstags, Donnerstags abends 8--9 Uhr

und Sonntags von 10--12 Uhr.
Ausgabeort: Für Nord Volkspark (Burgſtraße 27), für Süd,

Ballſäle (Lerchenfeldſtraße 14).

Harz 42/43, Hof, 2 Treppen.
rechi nur Wochentags von 11/21/2 Uhr und abends vonSprechſtanden gut Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags

geſchloſſen. Telephon Nr. 1541.

Geleſene Nummern des Volksblattes werden nicht wegge
worfen, ſondern an Nachbarn, Freunde und Bekannte behufs
Gewinnnung neuer Abonnenten wektergegeden. r
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